Jahrgang VII Nr. 22 Oer 2. Novemberheft 1922 
Miffeilungen der Reicbazenfrale für Beimafdienif, Berlin W355 


— 


K f: 


Der Heimatdienft 


Erziehung zum Staat. 


Don Reichskanzler Dr. Marx. 


Aus der Rede, die der Reichskanzler auf dem 
ſtaatspolitiſchen Lehrgang der Reichszentrale für 
Heimatdienft in München⸗Gladbach am 31. Oktober 
1927 gehalten hat. 


Schon Ariftoteles ſagt in feiner „Politik“: „Das 
wichtigſte für den dauernden Stand der Staatsform iſt eine 
der Verfaſſung angemeſſene Erziehung. Die heilſamſten 
Geſetze, hervorgegangen aus einmütiger Entſchließung aller 
Staatsbürger, fruchten nichts, ſolange nicht Sorge getragen 
wird, daß die einzelnen ſich in ſie hineinleben und im Geiſte 
der Verfaſſung erzogen werden.“ 

Für uns Deutſche hat dieſe weiſe Erkenntnis des großen 
griechiſchen Denkers nach den Erſchütterungen des Weltkrieges 
und der Staatsumwälzung eine ganz bejondere Bedeutung. 
Für uns ift das „Hineinleben“ in den neuen Staat und in 
den Geiſt feiner demokratiſchen Verfaſſung, die beide auf dem 
freien Willen des Volkes beruhen, eine Lebensnotwendigkeit, 
die um ſo ſchwerer auf uns laſtet, als politiſches Gefühl und 
aktive politiſche Geſtaltungskraft nicht gerade zu den Dor- 
zügen des deutſchen Menſchen gehören. Die neue Staatsform 
aber gründet ſich auf der politiſchen Anteilnahme des ein⸗ 
zelnen, auf ſeiner Aktivität in viel ſtärkerem Maße als das 
alte Reich. Volksſtaat und Obrigkeitsſtaat find zwei grund- 
verſchiedene Staatsformen, und ſoll dem neuen Reiche Beſtand 
und Blüte beſchieden fein, fo muß das Staatsdenken und das 
Staatshandeln auf eine ganz andere, von Verantwortungs- 
bewußtſein getragene, von poſitiver Staatsbejahung erfüllte 
Grundlage geſtellt werden. Wir ſelbſt müſſen uns zu dieſem 
unſeren Staat, der unſeres Geiſtes iſt und der unſeren Willen 
verkörpert, erziehen — uns und vor allem die Jugend, die 
Deutſchlands Hoffnung ift. 

Im Bewußtſein dieſer Erkenntnis hat die Weimarer Der- 
faſſung im Artikel 148 der Schule beſondere Aufgaben der 
Erziehung zum Staate zugewieſen. Staatsbürgerliche 
Erziehung wird im Unterricht bereits ſeit Jahren durchgeführt, 
und unſere Pädagogen ſind dabei, die Ausgeſtaltung dieſer 
Diſziplin zu ſtärkſter Eindringlichkeit und Klarheit zu 
erreichen. 

Aber — ſo ſehr wir auch dieſen Aufgaben der Erziehung 
unſerer Jugend größte Beachtung ſchenken müſſen, ſo müſſen 
wir doch, wie ich nochmals betonen möchte, uns darüber klar 
fein, daß angefichts der nun einmal gegebenen Derhältniffe 
in Deutſchland die Erziehung zum Staate eine Angelegenheit 
des ganzen Volkes iſt. Sie iſt heute und vorausſichtlich über 
Geſchlechter hinaus eines der Hauptprobleme der Erwachſenen⸗ 
bildung, alfo der allgemeinen Volksbildung. Denn nur der 
Staat wird ſein, deſſen Bürger in der freien Erkenntnis der 
Größe ſeiner Aufgaben nach innen wie nach außen, ſeiner 
Geſetze und Funktionen, dem Staat ſelbſt Leben und damit 
die Kräfte für den Wettſtreit der Nationen untereinander 
geben. 

* * + 

Soll der in der Derfaffung von Weimar begründete 
deutſche Dolfsftaat kein leerer Begriff, ſondern erfüllt fein von 
Blut und Leben, dann muß unfer Dolt vor allen Dingen zur 
Fähigkeit ſelbſtändiger politiſcher Entſcheidung heranreifen. 

Dieſe Reife fett zunächſt ein hohes Maß von Kenntniffen 
voraus.. Die außerordentlich komplizierte Entwicklung der 
jüngſten Seit auf faſt allen Gebieten fordert als Dorausfegung 
einer klaren Erkenntnis ein eingehendes Studium der einzelnen 
Fragen. Es iſt für den aktiven Politiker ſchon ſchwer, ſich 
bei ſeiner Urteilsbildung in die einzelnen Sachgebiete ein⸗ 
zuarbeiten, wieviel ſchwieriger aber ift es für den Dolfsbürger, 
ein ſelbſtändiges Urteil dieſen Problemen gegenüber zu 
gewinnen. Gewiß werden wir es nie erreichen, daß das Volk 
im ſeinen breiten Schichten über all die komplizierten Fragen 

der Geſetzgebung wie des geſamten politiſchen Lebens im ein⸗ 
zelnen Beſcheid weiß, aber ſoweit müſſen wir wenigſtens 
kommen, daß jeder Deutſche über die weſentlichſten Tatſachen 
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der politiſchen Geſamtlage ausreichend unterrichtet ift. Manche 
Gebiete finden natürlich überall von ſich aus das ſtärkſte Inter⸗ 
eſſe. Die Fragen der Sozialpolitik, des Arbeitsmarktes, der 
Lohnpolitik uſw. gehen jeden mehr oder weniger an. Auf der 
anderen Seite gibt es aber Fragenkomplexe, für die in weiten 
Kreiſen noch nicht das nötige Derftändnis vorhanden iſt. Vor 


allem ſtoßen die mit der Außenpolitik zuſammenhängenden 


Fragen, insbeſondere die der Stellung Deutſchlands zu den 
Weltvölkern, die der Belaſtung Deutſchlands durch den Der- 
ſailler Vertrag vielfach auf verhängnisvolle Unkenntnis. 
Gerade auf außenpolitiſchem Gebiet muß ein Volk in der 
ſchwierigen Lage Deutſchlands einig im Siel ſein, weil nur 
dann den Vollſtreckern ſeines Willens die für die Erreichung 
dieſes Zieles erforderlichen Kräfte gegeben find. Denn was 
will eine Regierung durchſetzen, wenn fie nicht einmal ihr 
eigenes Volk geſchloſſen hinter ſich hat! Bier liegt die höchſte 
Aufgabe unſerer politiſchen Bildungsarbeit. Es muß erreicht 
werden, daß wir von jedem unſerer Staatsbürger im großen 
Sachkenntniſſe und Klarheit über die wirklichen deutſchen 
Lebensintereſſen und Ziele verlangen können. Wenn ich je von 
den bunten, radikalen, teilweiſe unſinnigen Forderungen höre, 
die immer wieder laut werden, ſo bin ich geneigt anzunehmen, 
daß hier nicht ſo ſehr böſer Wille als vielmehr die mangelnde 
Einſicht in die tatſächlichen Zuſammenhänge der Dinge und 
Geſchehniſſe der Vater des oft krauſen Gedankens iſt. 

Nun komme ich zu einer zweiten Forderung, die wir als 
Vorausſetzung für eine geſunde politifche Urteilsbildung an- 
erkennen müſſen. Zu den Kenntniſſen muß fih auch ein 
gewiſſer politiſcher Sinn geſellen. Nur allzu leicht ſind wir 
geneigt, uns in unſeren politiſchen Entſchlüſſen und Taten 
durch Impulſe leiten zu laſſen, die aus den Sphären des 
Gemütes, des Gefühls, der vorübergehenden Stimmung 
ſtammen. Ich will keineswegs verkennen, daß in den Gemüts⸗ 
werten unſeres deutſchen Volkscharakters ein unendlicher 
Reichtum liegt. Wohl kann aus dieſem Reichtum manch wert⸗ 
voller Antrieb, manch hohe idealiſtiſche Kraft zur Bezwingung 
ſchwierigſter Aufgaben erwachſen, aber Realpolitik ift ein 
hartes und nüchternes Handwerk. Wer Realpolitik treiben 
will, muß der kühlen Überlegung, des eiskalten Derftandes 
ſicher ſein. Nur wer in dieſem Geiſte ſeine Rechnungen auf⸗ 
macht, dem bleiben bittere Enttäuſchungen und vermeidbare 
Spannungen erſpart. Daraus ergibt ſich, daß der Sinn für 
das praktiſch Mögliche im Volke beſonders erweckt werden 
muß. Es iſt zwecklos, weichen Träumen und fernen Idealen 
nachzuhängen, wenn die Wirklichkeit rauh und gebieteriſch 
Handeln fordert. Die Politik iſt und bleibt die Kunſt des Mög⸗ 
lichen, dieſem Grundſatz müſſen wir uns bei unſeren politiſchen 
Forderungen und in unſerem politiſchen Handeln anpaſſen. 
Mit vorgefaßten Meinungen kommen wir nicht vorwärts. 


Wir müſſen uns nach den Realitäten der Stunde richten. 


Politiſcher Fanatismus iſt noch nie einem Volke zum Segen 
geworden. 

Dieſer uns ſo nötige politiſche Sinn wird unzweifelhaft 
durch geſchichtliche Rückblicke gefördert. Das Wort von der 
Lehrmeiſterin Geſchichte wird ſtets zu recht gelten, aber wir 
müſſen uns vor den Fehler hüten, etwa zu glauben, daß die 
Geſchichte auf alle Fragen der Gegenwart eine klare Antwort 
erteilt. Wohl kann ſie uns in vielen Fällen nützlich ſein, je⸗ 
doch darf nicht vergeſſen werden, daß das Rad der Welt- 
geſchichte ſich niemals zurückdrehen läßt, auch nicht das Rad 
der Geſchichte eines Volkes. Wir wollen mit berechtigtem 
Stolz das Derftändnis für unfere hiſtoriſche Entwicklung 
pflegen, aber nur im Sinne des Fortſchreitens, nicht aber 
einer Rückwärtsorientierung. 

Zu der Summe ſtaatspolitiſcher Kenntniſſe und zur Gabe 
des politiſchen Sinnes muß ſich als drittes der aktive poli⸗ 
tiſche Wille geſellen, der getragen wird von dem Sthos der 
Staatsgefinnung und des Derantwortungsbewußtjeins. Ohne 
ihn müſſen alle politiſchen Kenntniſſe und Beſtrebungen für 
das Volkswohl unfruchtbar bleiben. Dieſe Staatsbürger⸗ 
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geſinnung iſt das Erfülltſein von der ſittlichen Größe der 
Staatsidee und die Bereitſchaft, dieſer Idee zu dienen. Nur 
dann kann die Entwicklung des Staates ſich in der Richtung 
wahrer Gerechtigkeit und ſittlicher Freiheit vollziehen. Letzten 
Endes wurzelt alſo die Erziehung zum Staatsbürger zutiefſt 
in weltanſchaulichen Fundamenten. Wenn das deutſche Volk 
auch, ſtärker als andere Nationen, weltanſchaulich zerklüftet 
iſt, ſo ſind doch alle in unſerem kulturellen Leben vorhandenen 
1 e beſeelt von echtem deutſchen Idealismus. Und 
in dieſer Grundtendenz ruht unſere Hoffnung, allem zum Trotz 
in unſerem Volke den notwendigen einheitlichen National- 
willen zu wecken und zu ſtärken. 

Die politiſchen Bildungsaufgaben wenden ſich alſo nicht 
nur an den Derftand, ſondern in faſt noch ſtärkerem Maße an 
die ſeeliſchen Kräfte, an das tiefſte und edelſte, das dem 
Menſchen in die Bruſt gelegt worden iſt. Deshalb muß der Staat 
an den Willen ſeiner Bürger appellieren, der Gemeinſchaft, 
eben dem Staate, zu dienen, gleichviel an welche Stelle das 
Schickſal den einzelnen geſtellt hat. Die Weimarer Verfaſſung 
hat dem Staatsbürger nicht nur weitgehende politiſche Rechte 
eingeräumt, ſie hat ihm auch ein hohes Maß von ſittlichen 


Pflichten auferlegt. Der neue deutſche Volksſtaat gibt feinen 
Bürgern zahlreiche verantwortungsvolle Betätigungsmöglich⸗ 
keiten für das Gemeinwohl. Gleichviel, ob wir als Vertreter 
des Volkes in den Regierungen und den Parlamenten des 
Reiches oder der Länder arbeiten, ob wir mitwirken in der 
provinzialen und kommunalen Selbſtverwaltung, ob uns 
richterliche oder verwaltungsmäßige Ehrenämter zugefallen 
ſind, oder ob wir in den großen politiſchen, wirtſchaftlichen 
und ſozialen Organiſationen eine Aufgabe für die Allgemein. 
heit zu erfüllen haben, überall muß uns der Gedanke leiten, 
daß wir nicht unſerem eigenen Vorteil nachzugehen haben, 
ſondern daß unſer Tun und Laſſen dem Allgemeinwohl zu 
gelten hat. Hlares Verantwortungsbewußtſein ift dabei Dor- 
ausſetzung. Das ift eine Tugend, ohne die ein Volksſtaat nicht 
eriftieren kann. Wer in dem Staate ſozuſagen nur das wohn- 
liche Haus erblickt, in dem ein jeder feine Geſchäfte treibt, ſei⸗ 
nen Vergnügungen nachgeht und ſich ſonſt um nichts kümmert, 
wer in dem Staate nur die Zuſammenfaſſung der ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung ſieht und dem Staate gegenüber ſeine 
Pflicht mit der Beobachtung der Geſetze erfüllt zu haben 
glaubt, der iſt der Freiheit, die ihm beſchert iſt, nicht würdig. 


Die neue Beſatzungsverminderung. 


Don Diplomaticus Rhenanus. 


Die gerade jetzt in Ausführung begriffene Verminderung 
der fremden Beſatzung am Rhein um 10 000 Mann 
wird, wie bekannt, in der deutſchen Gffentlichkeit nicht gleichmäßig 
beurteilt. Die einen ſehen darin einen erheblichen Fortſchritt. 
Andere ſprechen von einer Umgruppierung der Beſatzungstruppen 
ohne weſentliche Vorteile für die Bevölkerung. Es ſei daher erlaubt, 
die Dinge in objektiver Betrachtung darzuſtellen. 3 

Welches ift der Sachverhalt? In Genf erreichte Außen⸗ 
miniſter Streſemann im September d. J. die Fuſage der Alliierten, 
daß die Beſatzung um 10 000 Mann verringert werden folle, Es 
ſchloß fih daran eine immer größere Kreife ziehende Erörterung in 
der deutſchen Preſſe, die, anknüpfend an gewiſſe Nachrichten aus 
franzöſiſcher Quelle, das Thema behandelte, ob die verſprochene 
Herabſetzung von Frankreich auch ehrlich durchgeführt werde. Es 
ergab fih ein verwirrender Streit mit Ziffern. Ein vorläufiges 
Ende fette dem die Erklärung des Staatsſekretärs 
Schmid vom Reichsminifterium I die beſetzten Gebiete in der 
Sitzung des 16. Reichstagsausſchuſſes (für die beſetzten Gebiete) 
vom 19. Oktober 1927. Dieſe Erklärung fußte auf einer Mit- 
teilung des Beſatzungsoberkommandos in Mainz. Danach werden 
ab 25. Oktober 1927 etwa folgende Beſatzungstruppen zurück- 
genommen: 800 Belgier, 1050 Engländer, 6500 Franzoſen, 
insgefamt 8550 Mann. 

Danach würden an den genannten 10000 Mann noch 1650 
fehlen. Dieſe ſollen nach der Erklärung des Beſatzungsoberkom⸗ 
mandos an der Beſatzungsſtärke abgeſetzt werden durch Perſonal⸗ 
verringerung bei gewiſſen Dienſtſtellen und durch eine Art Kom- 
penfation einerfeits im Wege des Verzichts auf Erſatz der in der 
letzten Feit an den vorhandenen Einheiten abgegangenen Mannſchaften, 
andererſeits im Wege verringerter Rekruteneinſtellung im neuen, im 
November, d. h. jetzt, beginnenden Militärjahr. Staatsſekretär 
Schmid betonte, daß kein Grund vorliege, an der loyalen Durch- 
führung der gegebenen Fuſage der Alliierten zu zweifeln. Die 
gleiche Auffaſſung bekundete ſeitdem auch Reichskanzler Dr. Marx 
in öffentlicher Rede. Selbſtverſtändlich müſſen die genannten 
1650 Mann auch in Wirklichkeit von der Beſatzungsarmee weg- 
genommen werden. Es darf nicht etwa bloß eine Verrechnung auf 
dem Papier ſtattfinden, die nicht eine entſprechende Verminderung 
des zur Seit des Verſprechens in Genf vorhanden geweſenen 
Truppenbeftandes in natura enthält. 

Die oben aufgeführten Ziffern der Beſatzungsverminderung ges 
winnen ihre relative Bedeutung, wenn wir fie der vor der Ver ⸗ 
ringerung vorhanden geweſenen Beſatzungs⸗ 
ſtärke gegenüberſtellen, wie ſie aus verſchiedenen amtlichen Auße⸗ 
rungen Deutſchlands und der beſetzenden Regierungen gefolgert 
werden kann. Hiernach waren vor der Verringerung etwa vorhanden: 
6600 Belgier, 8300 Engländer, 60000 Franzoſen, zuſammen 
rund 75 000 Mann. A 3 

Die letztere Jiffer beſtand ſchon längere Zeit. Dor der Räumung 
der Kölner Zone betrug übrigens die Beſatzungsſtärke des jetzt noch 
beſetzten Gebiets 80 000 Mann. = 2 

Hier mag bemerkt werden, daß, wie ſchon oft in der Öffentlich- 
keit zutage getreten iſt, die Fiffern Deutfhlands und 


Frankreichs bei der Berechnung der Beſatzungsſtärke nicht 
übereinſtimmen, fondern fih um mehrere taufend Mann 
unterſcheiden, um die Frankreich die Beſatzungsſtärke geringer an⸗ 
gibt als Deutſchland. Bekannt iſt beiſpielsweiſe, daß Briand 
für den 1. April d. J. eine Geſamtbeſatzungsziffer von 68 000 
Mann behauptete. Die Gründe des verſchiedenen Rechnungs⸗ 
ergebniſſes liegen hauptfächlich darin, daß nicht eine gemeinſame seft- 
ſtellung ſtattfindet, ſondern daß beiderfeits gefondert gerechnet wird. 
Dabei ſpielt bei dem franzöſiſchen Beſatzungsheer das angegliederte 
Sivilperſonal eine gewiſſe Rolle. £ 

Mit der jetzigen Beſatzungsverminderung ift eine bedeutende 
organiſatoriſche Veränderung verbunden, die nur das 
franzöſiſche Kontingent betrifft. Das belgiſche und das 
engliſche Kontingent behalten, militäriſch geſprochen, die Bedeutung 
von Divifionen. Das franzöſiſche Kontingent, das ſich ſelbſt als 
Armee du Rhin, als Kheinarmee, bezeichnet, hatte von jeher 
den Charakter einer Armee im üblichen Sinne des Wortes. Sie be- 
ER unter dem — auch weiter bleibenden — Armeeoberkommando in 

ainz bisher aus drei Armeekorps (Koblenz, Kaiferslautern, Trier). 
Jedes Armeekorps, mit Ausnahme desjenigen von Trier, umfaßte 
zwei Infanteriediviſionen. Bei dem Trierer Armeekorps war die 
eine der beiden Diviſionen eine Kavalleriediviſion. Nunmehr 
verſchwinden ein Korpskommando (Trier) und ein 
Diviſionskommando (Kreuznach); Es bleiben die Armee- 
korps (Korpskommandos) Koblenz und Kaiferslautern. Außerhalt 
des Korpsverbandes bleiben die Kavalleriediviſion Trier und weitere 
wichtige, der Rheinarmee als Ganzem dienliche Einheiten. Mar 
kann aljo natürlich nicht fagen, daß mit dem Trierer Korpstom- 
mando auch das Armeekorps als Ganzes zurückgezogen ſei, was ſick 
ja auch aus der franzöſiſchen Derminderungsziffer . ergibt. In 
übrigen find aber feit langer Zeit zum erſtenmal im beſetzten Gebie 
ein franzöſiſches Korpskommando und ein Diviſionskommando auf: 
gehoben worden. 

Fahlreich find nun aber die Klagen, die jetzt aus vieler 
beſetzten Plätzen des beſetzten Gebiets wegen ungenügen 
der Berückſichtigung bei dieſer Beſatzungsverminderung ertönen. Da 
bei ijt zu beachten, daß die Beſatzungsverminderung auch große Der: 
ſchiebungen von Ort zu Ort mit ſich bringt, ſo daß ein klarer Ein 
druck erft nach Abſchluß der Aktion möglich ift. Es wird vielfach 
nicht beachtet, daß eine Herabſetzung, die im allgemeinen unter einen 
Siebentel des bisherigen Beſtandes liegt, nur dann ſtark ſinnfällig ir 
die Erſcheinung treten würde, wenn die Beſatzungstruppen fid 
in wenigen Garniſonen befänden. Wir wiſſen aber, daß das 
Dislokationsnetz der Beſatzung mehr als vier 
mal fo umfangreich iſt als die deutſche Garnifon: 
verteilung. Um ſo mehr muß ſich die geſamte Herabſetzungs 


-fumme verteilen. Es ergeben ſich dabei viele kleine Hiffern, die ins 


geſamt doch ein beachtliches Ganzes ſind und jedenfalls 10 000 Manr 
erreichen müſſen. Nur wenige Plätze des Rheingebietes haben dabe: 
das Glück, ganz beſatzungsfrei zu werden. Die meiſten müſſen fid 
unter den gegebenen Derhältniſſen mit einer für den einzelnen Platz 
oft recht Ee heleene Beſatzungsverminderung begnügen. Für die 
beſetzten Plätze der dritten Beſetzungszone kommt hinzu, daß 
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fie im ganzen ſchlechter abſchneiden als die Plätze der zweiten 
Sone. Die Gründe hierfür dürften auf der Hand liegen. 

Bei der rein lokalen Betrachtung wird man aber der Be⸗ 
deutung der jetzigen Verminderung der Beſatzung nicht gerecht. Man 
könnte höchſtens einwenden, daß durch dieſe Verminderung der 
Räumungsgedanke Schaden leide. Das iſt nicht richtig. Die 
Räumungsfrage muß, wie fo viele andere kapitale Fragen unſerer 
Politik (Kriegsſchuldfrage, Reparationsfrage uſw.), durch das Zu⸗ 
ſammenwirken zahlreicher Einzelbemühungen gelöſt werden. Alles, 
was dem Löſungsziele näher führt, ift dabei Gewinn. Die Geſetze 
politiſcher Dynamik verlangen, daß die Entwicklungstendenzen, denen 
die Politik dient, immer wieder bekräftigt und beſtätigt werden. Die 
Hauptbedeutung der jetzigen Beſatzungsverminderung liegt in dieſem 
Sinne in der allgemeinen Wertung, die fie verdient. Es ift Be- 
wegung in die Kolonne gekommen. Seit langem drohte 
die Beſatzung zu einer ſtarren, unveränderlichen Größe zu werden. 
Das Wahljahr 1928 wirft aus Frankreich ſeine Schatten voraus. Die 
Gegner der Verſtändigungspolitik find dort am Werke, um die Ent- 
ſcheidung auf ihre Seite zu reißen. Solche Situationen drohen die wei⸗ 
tergeftaltenden Kräfte zu lähmen, deren unabläſſiges Wirken die Dor« 
ausſetzung des Fortſchreitens ift. Wenn es bei dieſer Konftellation 
gelungen ift, die Beſatzungsmacht einer zu organiſatoriſchen Ande⸗ 
rungen größeren Stils zwingenden quantitativen Verminderung zus 
zuführen, ſo iſt das nicht wenig. Es bedeutet die Beſtätigung, daß 
die Beſatzung eine abnehmende Größe ift, deren Null⸗ 
punkt fih wenigſtens andeutet. Jedenfalls hat der phyſiſche Tat- 
beſtand der Beſatzung die lange bewahrte Stabilität verloren. Es 
wird alles davon abhängen, ob es gelingt, die zur Verſtändigung 
drängenden Kräfte lebendig zu erhalten, die den Gegenwartserfolg 
den die Beſatzungsverminderung unter allen Umſtänden bedeutet, 
errungen haben. 

Bei dieſer Beurteilung tritt in den Hintergrund, daß die jetzt 
erfolgende Beſatzungsverminderung nur eine unvollſtändige Erfüllung 
der Sufage der Botſchafterkonferenz vom 14. No-s 


vember 1925 iſt. Es beirrt uns auch nicht, daß engliſche Stimmen 
die Beſatzungsverminderung gerade um 10 000 Mann mit dem Gin- 
weis befürworteten, 10 000 ſei die Hälfte von 20 000, welche Fiffer 
die deutſche Forderung (Herabſetzung von 70 000 auf 50 000 Mann) 
vertreten hätte, ſo daß alſo gewiſſermaßen ein Kompromiß auf der 
mittleren Linie zuſtande gekommen wäre. 

Dabei wollen wir nicht die ernſten Geſichtspunkte 
außer acht laffen, die fih auch nach erfolgter Verminde⸗ 
rung der Beſatzung uns weiter aufdrängen. Die franzöſiſche 
Rheinarmee bleibt auch nach ihrer Verringerung eine Opera- 
tionsarmee, nicht eine Armee, die durch bloße Anweſenheit 
und unter größtmöglicher Einſchränkung ihrer militäriſchen Be- 
tätigung wirkt. Es iſt keine unſichtbare Armee. Drin- 
gend erhebt fih deshalb im Intereſſe der Verſtändigungspolitik 
die Forderung, daß ſich dieſer Zuſtand in der kommenden Zeit 
nicht ſo ſehr auswirke wie in dieſem Jahre, wo umfangreiche 
Manöver der Beſatzung große Teile des Rheingebietes in eine Art 
Kriegslager verwandelten. Neue Befhlagnahmungen von 
Grund und Boden für militäriſche Zwecke, neue Pferde. 
und Wagenmuſterungen ſollten unterbleiben. Wenn ſich zu 
ve Einſchränkung der dem Derfailler Vertrag widerſprechenden 
militäriſchen Betätigung die Freigabe möglichſt vieler 
Quartiere und öffentlicher Gebäude gefellt, die ſchon 
nach der Zuſage der der Seh vom 14. November 1925 die 
unmittelbare Folge der Beſatzungsverminderung fein foll, fo wird 
auch die Bevölkerung des beſetzten Gebietes die 
neue Wendung dankbar begrüßen. 

Ein endgültiges Urteil über die neue Beſatzungsverminderung 
wird man in kurzer Zeit fällen können. Wir möchten den Franzoſen 
bei der Durchführung der Aktion eine tärfere Großzügigkeit 
wünſchen, als fie bei ihren Militärs zu Haufe ift. Wir erinnern uns 
dabei, daß Bismarck gegenüber einem nicht abgerüſteten Frankreich 
noch im Jahre des Friedensſchluſſes von Frankfurt die deutſche 
Beſatzung in Frankreich auf 50 000 Mann herabſetzen ließ. 


Städte die frei werden. 


Don Georg Beyer. 


Nun ſind es neun Jahre her. In grauen Dezembertagen des 
Jahres 1918 zogen Hunderttauſende von fremden Soldaten an den 
Rhein, an die Mofel, an die Lahm und an die Nahe, oben vom 
Elſaß bis herunter an die holländiſche Grenze. Die Bewohner der 
Länder am Rhein — nun fahen fie die Truppen der Gegner, mit 
denen die Ihren vier Jahre auf fremder Erde gekämpft, die 
Engländer, Amerikaner, Belgier und Fran⸗ ; 
zoſen mit einer Auswahl von allen Dölters 
ſtämmen der Erde. Als ſich die Zweifel 
erſter ungewiſſer Fragen nach dem Waffen⸗ 
ſtillſtand löften, da gab es von den Grok- 
ſtädten bis zu den letzten Dörfern auf ent- 
legener Höhe nur noch Sorgen um Einquar- 
tierungslaſt und Furcht vor militäriſchem 
Diktat. 

Der bittere Druck der erſten Beſatzungs⸗ 
jahre, die Verſchärfungen während des Ruhr- 
kampfes — fie find Geſchichte geworden, aber 
nicht vergeſſen. Um ſo weniger, als ſich aus 
dem harten militäriſchen wange für nicht 
wenige Gebiete und Orte wirtſchaftliche Be- 
drückungen ergeben haben, die ihre Exiſtenz⸗ 
grundlagen vollkommen verſchoben. Er- 
holungspläġe und Badeorte verloren ihre Be- E 
ſucher, es verhallten beinahe ihre Namen 
unter den Abwanderungn der Gäſte, die ſich 
aus det Ferne manches womöglich noch 
ſchlimmer vorſtellten, als es in Wirklichkeit 
war. In Badeorten wie Ems, Königitein, 
in Kreuznach und in den vielen auf Fremde 
angewieſenen Plätzen am Rhein wie an der 
Moſel, überall dort, wo der Rhein nach 
dem Wort von Görres mitten durch das 
Herz aller Deutſchen fließt, waren die 
fremden Flaggen und Schildwachen ihrer Soldaten lange die Wahr- 
zeichen verſunkener Prachkt 

+ 
* 

Durch die jüngſten Abmachungen follen wieder ein paar taufend 
Mann aus den beſetzten Gebieten gezogen werden. Schon die Ausficht 
darauf hat ein tiefes Aufatmen in den in Frage kommenden Städten 
zur Folge. Es ſind einige der ſchönſten und bekannteſten darunter, 
Städte und Badeorte mit elegantem Kurbetrieb, mit Burgen und 
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Schlöſſern, die in der Vielfalt der deutſchen Geſchichte einmal weſent⸗ 
liche Menſchen und ihre Erlebniſſe bargen; Städte und Landſchaften, 
geſegnet mit allen prunkvoll zur Schau getragenen Schönheiten weft- 
deutſchen Gebirges und heimlichen Winkeln, die ſich der Wanderer 
ſuchen muß. Wer im deutſchen Oſten lebt, wer den Tritt fremder 
Soldaten nur aus der papiernen Vermittlung feiner Zeitung ver⸗ 
nommen hat, wem Kafernen, Manöver und 
Einquartierung nur noch eine angenehme 
Friedenserinnerung ſind — der mag er⸗ 
meſſen, was es für diefe menſchen im 
8 bedeutet, frei zu ſein und einen 
Anfang zu ſehen von dem, was das ganze 
noch beſetzte Gebiet ſo ſehnſüchtig erhofft. 

An der Lahn liegt Bad Ems. Es iſt 
bis zur Stunde zwar noch nicht beſatzungs⸗ 
frei — es wartet noch. Es hat indes 
ſchon in den letzten Jahren, als die Fran⸗ 
zoſen durch Verminderung ihrer Truppenzahl 
ein wenig Lebensraum gaben, einen Wider- 
hall des alten Glanzes erlebt, wenn auch die 
Friedensziffern der Beſucher noch nicht er⸗ 
reicht worden find. Emſer Waſſer, Emſer 
Quellen — fie ſprudeln, Gals- und Bruſt⸗ 
kranken zum Segen, in einer Landſchaft von 
ausnehmender Lieblichkeit. Zu beiden Ufern 
der Lahn die Reihen der Hotels, darüber 
ſanfte, leicht ſehen ba Höhen, ein mildes 
Klima: hier ſaßen ſchon die Römer und 
tranken womöglich am heutigen „Kränchen“ 
immer noch eins. 

Es iſt ein ſtaatliches Bad, und es hat 
aus den Geſchenken der Natur eine Jn- 
duſtrie gemacht; es gibt eine große Ther- 
malwafjer = Derdampfungsanlage mit einer 

Paftillenfabrit und einem großen Mineralwaſſerfüllbetrieb. Im 
Kurgarten, direkt am Lahnufer, lieſt man auf einer Steinplatte, daß 
an dieſer Stelle die denkwürdige Unterredung zwiſchen Wilhelm I. 
und dem franzöſiſchen Botſchafter Benedetti erfolgte. 

„Saiſon“ iſt in Ems vom Frühjahr bis tief in den Herbſt 
hinein. Engländer, Amerikaner, Schweden, Holländer genießen 
neben dem deutſchen Gaſt die reich gebotene Annehmlichkeit, außer 
der Geſundheit auch dem Vergnügen leben zu können. Nur noch 
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wenige Hotels find von den Franzoſen in 
Anſpruch genommen, aber noch miſchen ſich 
unter die Fremden die blauen Uniformen 
der Soldaten.. Das elegante Kur- 
haus hat die unſauberen Erinnerungen 
an die Wochen vom Herbſt 1925, als die 
Separatiſten hier hauſten, vollkommen 
ausgelöſcht. Aber jene Schreckenszeit lebt 
im Gedächtnis der Einheimiſchen fort, 
die damals der Tollheit einiger 
von den Beſatzungsbehörden beſchützter 
und geförderter Burſchen ausgeliefert 
waren. x 

Maleriſcher noch als Ems, viel 
reicher an hiſtoriſchen Wahrzeichen als 
das modiſche Bad ift Diez an der Lahn, das 4000 Ein- 
wohner zählt. Einſt hieß es Theodiffa, und es wurde 790 von 
Marl dem Großen der Abtei Prüm in der Eifel geſchenkt. Diez 
it von den Beſatzungstruppen völlig geräumt; nur die aus viet 
Mann beftehende Gendarmerieſtation foll bleiben. Damit fteht Diez 
an einem Wendepunkt ſeiner wechſelvollen Geſchicke. Das Wahr⸗ 
zeichen der Stadt, die auf Porphyrfelſen erbaute Burg, das alte 
Grafenſchloß, deſſen vierkantiger Burgfried aus dem 11. Jahrhundert 
ſtammt, ſieht auf ein prächtiges altdeutſches Städtebild herab, mit 
maleriſchen Fachwerkhäuſern auf dem Altmarkt. Im 18. Jahr- 
hundert war Diez Reſidenzſtadt der Oranier. In dieſer Zeit ent- 
ſtand die Neuftadt mit reizenden architektoniſchen Kleinſtadtidyllen. 

Swanzig Minuten von Diez entfernt liegt ein glänzender 
Barockbau Daniel Morots, das 5 
Schloß Oranienſtein, mit 
prunkvollen Innenräumen und 
Stuckdecken. Wundervoll geglie⸗ 
derte Parkanlagen find ein Lab⸗ 
fal für Lungen und Augen. Ober⸗ 
halb der Stadt breitet ſich auf 
einem 60 Meter hohen Berge der 
Diezer Hain aus, von dem man 
einen einzig ſchönen Rundblick 
genießen kann. Im Ortsmuſeum 
iſt eine reiche Sammlung von 
vorgeſchichtlichen Gefäßen, Waf⸗ 
fen, Geräten und Tierknochen 
zuſammengetragen worden; wert⸗ 
volles Dokumentenmaterial birgt 
die Stadtbibliothek in 4000 
Bänden. Dieſes Städtchen, das 
man gleich beim erſten Beſuch 
wegen ſeiner Lage und ſeiner 
baulichen Heimlichkeiten lieb ⸗ x 
gewinnen muß, hat in der Beſatzungszeit beſonders ſchwer gelitten, 
da es lange der Sitz eines franzöſiſchen Generalſtabs war. An ſein 
Gefängnis knüpfen ſich 2 Erinnerungen für viele von den 
Beſatzungsgerichten hart Beſtrafte. Die Diezer werden die Zeit 
der Beſatzung nie vergeſſen; zu hart ſtießen fih die Menſchen 
im engen Raum. 

Wer nach Diez kommt, kann ſchauend 
genießen, in der Nähe wie in der Ferne. Nicht 
nur Schloß Granienſtein, ſondern auch die 
Schaumburg, eine Wegſtunde von Diez, be⸗ 
ſchenkt den Wanderer mit Raft und Blick in 
die Weite. Un von Diez — nicht viele 
werden es wiſſen — ſprudelt jenes Fachinger 
Wafjer, das den Nierenleidenden zur Wohl- 
tat und zum Nutzen ift. 

Auch das Städtchen Idſtein am Weſtab⸗ 
hang des Taunus, mit 3500 Einwohnern, 
wird in alten Urkunden als eine Gründung 
Karls des Großen bezeichnet. Es war ſeit Be⸗ 
ginn der Beſatzung bis zum Jahre 1926 mit 
franzöſiſchen Truppen belegt. Seitdem liegt 
ein engliſches Bataillon in Idſtein. Feitweilig 
waren in dieſem kleinen Landſtädtchen über 
50 Wohnungen zur Unterbringung von Be⸗ 
ſatzungsfamilien in Anſpruch genommen, wo⸗ 
durch der früher ſehr regſame Ausflugsverkehr 
ganz lahmgelegt wurde. Liegt, doch Idſtein Ë 
ganz nahe an der höchſten Erhebung des 
Taunus, dem Feldberg, inmitten von aus- 
gedehnten Wäldern, und viele Beſucher kom⸗ 
men, um feinen mächtigen Schloß bau, 
die ehemalige Reſidenz, und den Heren- 


turm zu ſehen, worin ſich nach der 
Überlieferung viele arme Herlein zum 
Feuertode vorbereiten mußten. Auch 


in Idſtein gibt es viele alte Häuſer mit 
ſchönem Fachwerk, und fein Bürgermeifter 


hofft, daß nach dem Abzug der Be⸗ 
ſatzung die Menge der Frankfurter und 
Wiesbadener wiederkehren wird, die ſich's 
in feinen Mauern wohl fein ließ. Idſtein 
iſt im übrigen ſtolz darauf, eine ihm 
eigentümliche Induſtrie zu beſitzen. Die 
Jofteiner Hutlederinduftrie beherrſcht etwa 
90 v. H. der geſamten Hutlederfabrikation 
im Reiche. 

Bekannter unter den Taunusorten als 
Idſtein iſt Königſtein, das durch ſeine 
landſchaftlichen Schönheiten, durch feine Bes 
deutung in der Geſchichte der Rhein- und 
Mainebene feine Rivalen übertrifft. Die 
Ruine der Bergfeſtung Königftein iſt ein 
Wahrzeichen der alten Römerherrſchaft über dieſem Lande. Eine 
Anzahl mittelalterlicher Adelsgeſchlechter, die Nüringer, die Minzen⸗ 
berger, die Eppſteiner, denen die Stolberger, die Kurfürften von 
Mainz und Kurmainz folgten, beherrſchten von der Höhe das 
Taunusgebirge und die angrenzenden Gebiete. Aönigſtein, das 
Städtchen zu Füßen des Burgberges, wurde jhon im 18. Jahr⸗ 
hundert zuerſt als Kurort genannt, und das iſt es geblieben, bis die 
fremde Beſatzung den Zuftrom der Fremden jäh unterbrach und 
durch beſondere Inanſpruchnahme die Stadt ſtärker ſchädigte als 
irgendeine andere der Taunusgegend. Unvergleichlich dieſes Land- 
ſchaftsbild, das die höchſten Erhebungen des Gebirgsſtockes mit Aus- 
ſichten bis zum Badiſchen und Bayerifchen herüber umfaßt, dieſe 
Wälder und Anlagen mit den Spazierwegen zum Woogtal und zum 
Reichenbachtal! Bad Königitein 
hilft Nervenkranken, Bleichſüch⸗ 
tigen und Halsleidenden, und die 
nach Erholung Sehnſüchtigen 
atmen reinſte Bergluft, da weit 
und breit keine Induſtrieanlage 
mit rauchenden Schloten zu 
ſegen ift. 

Königſtein nennt ſich die 
‚Perle des Taunus“. Es hat 
kraft ſeiner Begünſtigung durch 
die Natur auch ohne den Über⸗ 
ſchwang des Selbſtlobs ein Recht 
dazu. Nach dem Abzug der Bes 
Jatung, die viele Gaſthöfe in 

nfpruch nahm, erſehnt es eine 
neue Blüte. Man hofft auf 
zahlreichere Sommerfriſchler — 
man wartet auf die Winter⸗ 
ſportler, die in hellen Scharen 
1 i von Frankfurt, Mainz und 
Wiesbaden einſt mit den Skiern und Rodelfchlitten kamen und im 
Winterweiß der Landſchaft Königſtein und Umgebung mit fröh⸗ 
lichem Gelärm erfüllten. 

Don Ems bis Königftein — überall Höhen und Täler, lieb- 
liche Fluß läufe, weitab vom heißen Atem jener Rheinlandſchaften, 
die vom Brauſen der Maſchinen erfüllt ſind. Aber auch am 
Niederrhein ſind Entlaſtungen von 
der Beſatzung angekündigt worden. So für 
Geilenkirchen. Es liegt an der Eiſen⸗ 
bahnlinie Aachen — Düſſeldorf, am Rande des 
mächtig aufſtrebenden Wurmkoh; biets, 
inmitten blühender Landwirtſchaft, die ſich 
weit ins Holländische fortſetzt. Der Nieder ⸗ 
rhein ift ohne Berge, der Strom dem Meere 
zugewandt, aber ſeine Rolle in der deutſchen 
Geſchichte wird meiſt von denen unterſchätzt, 
die von Kanten, Weſel, Rheinberg und 
Emmerich nicht viel mehr wiſſen als eben 
die Namen. Auch dieſes kleine Geilen⸗ 
kirchen ift in all feiner Nüchternheit um- 
fponnen von reicher geſchichtlicher Der- 
gangenheit, und in feiner Umgebung zeugt 
eine Anzahl prächtiger, mittelalterlicher Schloß⸗ 
bauten von Kämpfen, Siegen und Nieder- 
lagen längſt ausgeſtorbener Geſchlechter. 

Geilenkirchen hat auch einmal einen 
Dichter in feinen Mauern gehabt, der zu 
feiner Zeit ein lautes Echo erweckte für 
einen Ruf vom Rhein an die deutſche Nation. 
Bier hat Nicolaus Becker, der Dichter 
des Liedes: „Sie ſollen ihn nicht haben, den 


freien deutſchen Rhein“, als Gerichts⸗ 
ſchreiber gelebt. 
* kx 
Wieder ift der Rhein niht frei. 
Ein Anfang ift gemacht, neue, frohe 
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Hoffnungen find aufgeblüht. Den wenigen Städten, die jetzt befreit 
werden — ihnen ſteht die gewaltige Übermacht derjenigen 
gegenüber, die auf ihre Stunde noch warten. Lange nach dem 
Kriege müſſen fie noch fremde Kommandoworte vernehmen, ſehen 
fie ſich in ihrer wirtſchaftlichen Entfaltung durch die Härte auf- 


gezwungener Einquartierung gehemmt. Es ift das Zeichen 
jeder Machtpolitik, daß fie mit dem feinabgeſtimmten Jn- 
ſtrument der menſchlichen Seelen nicht umzugehen weiß, und 
es ift ihr Wahn, daß fie für „Sicherheit“ hält, was Gewalt 
für die anderen iſt. 


Beſatzungskoſten. 


Don Miniſterialrat Dr. Ronde. 


Wasted Millions — Dergeudete Millionen. 
Unter dieſer Überſchrift brachte die engliſche Zeitung „The Mancheſter 
Guardian“ vom 6. September 1927 eine kurze Abhandlung über die 
Beſatzungskoſten, die in folgender Feſtſtellung gipfelt: Alle Welt 
weiß, daß die Beſetzung des Rheinlandes politiſch 
und militäriſch unnötig ift. Die nähere Betrach⸗ 
tung der finanzpolitiſchen Seite des Beſatzungs⸗ 
problems ergibt, daß ſie auch jedem 781 
wirtſchaftlichen Fühlen und Denken widerſpricht. 

Soweit dies im Rahmen eines kurzen Aufſatzes möglich iſt, ſoll 
die finanzpolitiſche Seite der Beſetzung des Rheinlandes im nach- 
folgenden dargeſtellt werden: 

Neben ſeiner Verpflichtung, die Kriegsſchäden der Siegerſtaaten 
wieder gutzumachen (Reparation), iſt Deutſchland durch den Vertrag 
von Derfailles noch einer ganzen Reihe anderer ſchwerer und un⸗ 
beſtimmter Leiſtungen unterworfen worden. Dieſe ſtehen weder 
untereinander noch mit der Reparation in begrifflichem Fuſammen⸗ 
hang. Hierher gehört außer den Leiſtungen Deutſchlands aus dem 
Ausgleichsverfahren (Clearing) und aus der Rechtſprechung der ge⸗ 
miſchten Schiedsgerichte und außer der Verpflichtung zur Ent⸗ 
ſchädigung der Reichsangehörigen für die Wegnahme ihres Der- 
mögens in den alliierten Ländern nicht zuletzt die Verpflichtung 
Deutfchlands zur Zahlung der gefamten Unterhaltungskoſten der Be- 
ſatzungsheere vom Tage des Waffenſtillſtandes, dem 11. November 
1918, ab. Für die Beſatzungskoſten ſollten der Beſitz und die Ein- 
nahmequellen des Deutſchen Reichs und der Länder fogar vorzugs- 
weiſe vor der Reparation haften (Art. 251). 

Dieſe Häufung von Erſatzanſprüchen gegen Deutſchland, die von⸗ 
einander völlig unabhängig waren, neben der Reparation, mußte von 
vornherein zur Folge haben, daß alle diefe Nebenleiſtungen die Fähig⸗ 
keit Deutſchlands zur Reparation ſchwer beeinträchtigen. Die Er- 
kenntnis, daß die Beſatzungskoſten eine gleich große Verminderung 
des für die Reparation verfügbaren Betrages bedeuten, ſpricht bereits 
aus dem Abkommen vom 16. Juli 1919, das von Woodrow Wilſon, 
C. Clemenceau und D. Lloyd George unterzeichnet iſt und in Eng⸗ 
land unter den parlamentariſchen Druckſachen als „White Paper 
CMD 222“ veröffentlicht ift. Die Sorge wegen des auch die 
Gläubigermächte Deutſchlands ſchwer ſchädigenden Einfluſſes der 
Beſatzungskoſten auf die Reparation ift alfo älter als der Derfailler 
Vertrag, deſſen Unterzeichnung am 28. Juni 1919 erfolgte. Die 
gleiche Sorge zieht ſich ſeit dieſer Zeit wie ein roter Faden durch alle 
Konferenzen und Abmachungen, die die Gläubigerſtaaten Deutſch⸗ 
lands — mit oder ohne Beteiligung Deutſchlands — abgehalten oder 
abgeſchloſſen haben. Die gleiche Sorge iſt auch heute noch, d. h. unter 
der Geltung des Sachverſtändigenplanes, von finanzpolitiſcher Be- 
deutung. 

welche Rolle im Rahmen der Nebenleiſtungen Deutſchlands die 
Fi ſpielten, ergibt fih aus nachfolgender Zufammen- 

tellung: 


I Die Zeit vom Waffenſtillſtand bis 30. April 1921. 
1. Außere Beſatzungskoſten für die Zeit vom 11. No- 


vember 1918 bis 50. April 1921. (Nach den amtlichen Mitteilungen 
der Reparationskommiſſion.) 


Nettokoſten: 
Frank reiche 1 030 585 394, — 


England! ) . 902 123 631,— 
Belgien ey 177 288 474,— 
Italien 8 10 052 167,— 


Amerika 1012 040 607,.— 
Jaden 269 000,.— 


Geſamtſumme: Goldmark 3 152 359 275,— 

2. Dazu kommen noch im gleichen Zeitraum die fog. äußeren 

Koften der interalliierten Kommiſſionen, die den- 

jelben Grundſätzen wie die Beſatzungskoſten unterliegen. Sie be ⸗ 

trugen nach den amtlichen Mitteilungen der Reparationskommiſſion 
bis zum 50. April 1921: 

FEN Die Geldſtrafen und Leiſtungen Heutſchlands nach Artikel 6 des Rhein- 


landabtommens find noch in Abzug zu bringen. Ihre Höhe ift noch nicht bekannt. 
Das Geſamtbild wird nicht weſentlich beeinflußt. 
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Frankreich 2498 743,89 


Een ee ae 7 359 597,97 
Malene A ee 592 403, — 
c 128 524,60 
Wien 529 816,45 


Geſamtſumme: Goldmark 11 109 085,91 


5. Außer den eben erwähnten ſog. äußeren Beſatzungskoſten, die 
den an der Beſetzung beteiligten alliierten Staaten ſelbſt entſtanden 
und mit dem Vorrang vor der Reparation zunächſt aus 
den Bar- und Sachleiſtungen Deutſchlands beſtritten worden ſind, hat 
Deutſchland im gleichen Zeitraum weitere Ausgaben für die Be- 
ſatzungsarmeen und die interalliierten Kommiſſionen unmittelbar 
erbringen müſſen in Form von ſogenannten Markvorſchüſſen 
(Art. 249 des Derfailler Vertrages), ferner für die Seiſtungen aus 
Art. 8—12 des Rheinlandabkommens, d. h. für Unterkunft, Bereit- 
ſtellung von Schießplätzen, Ubungsplätzen, Sportplätzen, die Hergabe 
von Transportmitteln der Eiſenbahn uſw. und der Einrichtungen 
der Reichspoft, endlich zur Bezahlung der Requifitionen und Schäden 
(Art. 6 des Rheinlandabfommens). Dieſe fog. inneren Be. 
ſatzungskoſten bedeuten eine weitere ſehr beträchtliche Neben- 
belaſtung Deutſchlands aus dem Derfailler Vertrage und dem Rhein- 
landabkommen. Denn die inneren Ausgaben Deutſchlands für die 
Beſatzungsarmeen und die interalliierten Kommiſſionen betrugen feit 
dem Waffenſtillſtand bis 50. April 1921 insgeſamt weitere 
619 769 155 Goldmark. 


Hiervon entfallen auf: 


Frankreich 329 362 612. 
England 154876 347,.— 
Belgien 70 849 974,.— 
allein een 5 488,— 


Amerika 3 84 654 732, — 


zuſammen: Goldmark 619 769 153, — 

g. Zufammenfaffend ift aljo feſtzuſtellen, daß die Beſatzungs⸗ 

armeen am Rhein l(einſchließ lich der Interalliierten Rheinland» 

kommiſſion) und die alliierten Kommiſſionen ſeit dem Waffen- 

ftillftand bis zum I. Mai 1921 einen Koftenaufwand 

von 3765 257 511 oder rund 3765 Millionen Goldmark 
verurſacht habens). 


II. Die Zeit vom 1. Mai 1921 bis zum 31. Auguft 1924. 


1. Außere Beſatzungskoſten für die Zeit vom 1. Mai 
1921 bis 31. Auguſt 1924. (Nach den amtlichen Mitteilungen der 
Reparationskommiſſion.) 


Nettokoſten: 


Sees eat „% „ 394 418 2187 
land 37 045 267,— 
Beigeen 1299295, 212, 
o — 

Amerika. 355 521 899, — 


Geſamtſumme: Goldmark 580 776 091,— 


2. Außere Koften für die interalliierten Kom- 
miſſionen. (Nach den amtlichen Mitteilungen der Reparations- 
kommiſſion.) 

Nettokoſten: 
England . 15924 523,76 
Jans een N 02NE5 5, 
FFF. 243 689,61 
Belgien 1 162 941,55 


Geſamtſumme: Goldmark 18 960 790,20 


3. Die unmittelbaren Ausgaben Deutſchlands 
für die Beſatzungsarmeen und die interalliierten Kommiſſionen 
(jog. innere Beſatzungskoſten) für die Zeit vom 1. Mai 1921 bis 
51. Auguft 19242). 


» Siehe die „4. Dentidrift über die Beſatzungskoſten“ MReichstagsdruchſache 
Nr. 10 vom 15. Mai 1924). 
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a) Vertraglich beſetztes (fog. altbeſetztes) Gebiet: 


Frankreich 558 371 175,.— 
e 126 941 873, — 
i 159 964 7353, — 
Innen N, 6370.— 
Aneta 26 867 194.— 


zuſammen: Goldmark 852 151 5435,— 
b) Sanktions- und Ruhreinbruchsgebiet (etwa zwei Drittel 
treffen auf Frankreich, ein Drittel auf Belgien): 


1. Die Beſatzungskoſten Deutſchlands im ſog. 


Sanktionsgebiet (Düſſeldorf, Duisburg, 
Ruhrort nenn 16 199 025,— 
2. Die Beſatzungskoſten aus Anlaß der Ruhr- 
aktion: 
Bis Ende Dezember 1925 rd. 54 000 000,—?) 
vom 1. Januar 1924 bis 
31. Auguft 1924. 71 147 625,.— 125 14? 625,— 


c) Moſten der interalliierten Kommiſſionen . 111671 917,— 
Geſamtſumme: Goldmark 1 105 169 910,— 


Insgeſamt Ziffer 1—3: 1 704 906 291.— 
oder rd. 1705 Millionen Goldmark. 


Unter Berückſichtigung des in der Zeit vom e bis 
zum 1. Mai 1921 verurfachten, oben unter Abſchnitt I näher er- 
läuterten Koſtenaufwandes von 5 765 257 511 Goldmark ergibt fich 
demnach für die Zeit vom Waffenſtillſtand bis zum 
51. Auguſt 1924 die gewaltige Summe von 


rund 5468 Millionen Goldmark. 


III. Die Zeit vom I. September 1924 bis 
31. Auguft 1926. 

Der Sachverftändigenbericht des I. Komitees brachte in feinem 
Abſchnitt XI eine umwälzende grund ſätzliche Neus 
regelung der Beſatzungskoſten. Er beſtimmt, daß zum 
Schutze des deutſchen Haushalts und der deutſchen Währung 
die im Sachverſtändigenplan feſtgeſetzten Jahresleiſtungen 
Deutſchlands auch alle Beſatzungsko ſten aller 
Beſatzungsarmeen mit einſchließen. ährend alſo 
bis zum 1. September 1924, d. h. vor dem Inkrafttreten des Sach⸗ 
verſtändigenplanes, Deutſchland verpflichtet war, insbeſondere die 
Leiſtungen nach Art. 8—12 des Rheinlandabfommens, ferner die 
Belaſtungen aus Art. 6 des Rheinlandabfommens (Requifitionen 
und Schäden), die Markvorſchüſſe (Art. 249, Abſ. II des Verſailler 
Vertrages), endlich die Ausgaben für die interalliierten Kommiſſionen 
und für die Interalliierte Rheinlandfommiffion in unbeſtimmter Höhe 
aus ſeinem Haushalt zu beſtreiten, bilden dieſe Ausgaben nach den 
in Abſchnitt XI aufgeſtellten Grundſätzen des Sachverſtändigenplans 
nunmehr einen Beſtandteil der von Deutſchland jähr- 
lich zu leiſtenden Annuitäten, über die hinaus Auf 
e el zu machen Deutſchland künftig nicht mehr verpflichtet 
ein ſoll. 

Nach dem Inkrafttreten des Sachverſtändigenplans erhob fich 
für die Gläubigermächte Deutſchlands die Notwendigkeit, die Re⸗ 
parationsrechnung aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des Sachver⸗ 
ſtändigenplans, d. h. bis zum 1. September 1924, in Ordnung zu 
bringen. Die Kuhrbeſetzung, während der Frankreich und Belgien 
die Ausbeutung der beſetzten Gebiete auf eigene Fauſt betrieben und 
die Keparationskommiſſion faſt ausgeſchaltet hatten, hatte die Der- 
teilung der deutſchen Keparationsleiſtungen in Unordnung gebracht. 
Gleichzeitig machte die Inkraftſetzung des Sachverſtändigenplans 
eine Regelung der Leiſtungen Deutſchlands unter der Wirkſamkeit des 
Sachverſtändigenplans, aljo ab 1. September 1924, notwendig. 

Auf der Konferenz der alliierten Finanz⸗ 
miniſter in Paris, auf der ſich auch die Vereinigten Staaten 
von Amerika vertreten ließen, erzielten die Gläubigerſtaaten 
Deutſchlandse) am 14. Januar 1925 eine Derſtändigung 
auf folgender Grundlage: 


1. Für die rückliegende Zeit (vor dem 
1. September 1924). 

Frankreich und Belgien hatten eine Abrechnung über 
das Ruhrunternehmen aufgeſtellt, die u. a. auch den Betrag 
von 114 Millionen Goldmark militäriſcher Koften 
in Rechnung ſtellte. Die ausgewieſenen Bareinnahmen von 490 Mil- 
lionen Goldmark waren u. a. auch um dieſen Betrag der Beſatzungs⸗ 
koſten gekürzt. Dagegen machte England geltend, daß nach dem 
alliierten Finanzabkommen vom 11. März 1922 die Beſatzungskoſten 
aus den Sachleiſtungen zu beſtreiten feien und nicht aus den Bar- 
einnahmen, d. h. die Reineinnahmen in bar um 114 Millionen Gold- 

die „4. Oenkſchrift über die Beſatzungskoſten“ (Reichsta; 
ER 10 Sun 15 1070 f ſatzungskoſt (Reichstagsdrucſache 


) Das Finanzablommen vom 14. Januar 1925 ift von 13 Gläubigerftaaten 
Deutjchlands unterzeichnet. 


mark ſteigen würden, die der belgiſchen Priorität zugute kämen. Die 
endgültig vereinbarte Regelung trug dem engliſchen Einwand grund- 
Be Rechnung und war folgende: Don dem Wert der aus dem 

uhrunternehmen eingebrachten Sachleiſtungen von rund 446 Mil- 
lionen jollte die DEN BON. die militäriſchen Ausgaben 
im Ruhrgebiet inſoweit abſetzen, als ſie die normalen Unterhalts⸗ 
koſten in den heimiſchen Garniſonen überſteigen. Mit dem ſich er⸗ 
gebenden Nettobetrage der Sachleiſtungen ſollten die Empfangsländer 
auf Reparationskonto belaſtet werden. Von den Bareinnahmen aller 
Art wurde neben den zivilen Koften der Verwaltung, des Trans- 
portes von Kohlen und des Betriebes der Gruben und Vokereien, 
auch ein Betrag von 1494 Millionen Dollar (etwa 
62 Millionen Goldmark) zur Abdeckung der 
amerikaniſchen Beſatzungskoſten in Abzug gebracht. 
Der noch verbleibende Überſchuß ſollte an Belgien für Rechnung 
ſeiner Priorität abgeführt werden. 


2. Die deutſchen Leiſtungen ab l. September 1924 
werden nach folgenden Grundſätzen verteilt: 


A. Forderungen mit Dorredt. 
a) Der Dienſt der Reparationsanleihen, 


b) die Koften der Reparationskommiſſionen mit der Organi- 
ſation für den Sachverſtändigenplan in näher bezeichneter 
Höhe, 

c) die Interalliierte Rheinlandkommiſſion 
ſoll im erſten Jahre nicht mehr als 10 Millionen Goldmark, 
die militäriſchen Kontrollkommiſſionen nicht 
mehr als 8 Millionen Goldmark verbrauchen. Die Beträge 
für die folgenden Jahre ſollen ſpäter feſtgeſetzt werden; 

d) ſodann werden den Vereinigten Staaten zur Er ſtattung 
der rückſtändigen Koften ihres Beſatzungs⸗ 
heeres jährlich 55 Millionen Goldmark vom I. September 
1926 an gezahlt, bis der Geſamtbetrag beglichen iſt. Dieſe 
Abmachung tritt an Stelle des ſogenannten Wadsworth- 
Abkommens“) vom 25, Mai 1925, wonach die auf 255 Mil- 
lionen bezifferten amerikaniſchen Beſatzungskoſten in zwölf 
Jahresraten von 85 Millionen Goldmark ab 31. Dezember 
1925 aus der Reparation zu zahlen waren; 

e) für die rückſtändigen I von 
Frankreich und England aus der Zeit vor 
dem 1. Mai 1921 find beſondere Juweiſungen aus den 
Annuitäten, beginnend mit 15 und ſteigend bis zu 50 Mil- 
lionen Goldmark, vorgeſehen; 

Ff) für die laufenden Beſatzungskoſten des erſten 
Reparationsjahres zahlt der Generalagent im voraus 
eine Pauſchalſumme von 160 Millionen Goldmark. Davon 
entfallen auf Frankreich 110 Millionen, auf England und 
Belgien je 25 Millionen Goldmark. Die etwa überſchießenden 
Koſten hat jede Macht aus ihrem Anteil an der Annuität 
ſelber zu tragen. Sie hat ſie jedoch ihrem Geſamt⸗ 

nſpruch an der Reparation hinzuzurechnen. 
Für die ſpäteren Jahre ſoll eine neue Regelung eintreten, die 
noch vor dem 1. September zu erörtern iſts). 

Dazu kommen noch als ſogenannte zuſätzliche Be- 
atzungskoſten die Ausgaben Deutfchlands für die 
eſatzungsarmee aus Art. 8—12 des Rheinlandabkommens, 

deren Finanzierung ebenfalls durch den Agenten für die 
Reparationszahlungen aus der Annuität erfolgt. 


B. Forderungen ohne Dorrecht. 


Die Verteilung des Betrages der deutſchen Annuität, der nach 
Befriedigung der Forderungen mit Vorrecht übrigbleibt, ift bis ins 
einzelne gehend geregelt. Nähere Ausführungen hierüber können an 
dieſer Stelle unterbleiben. 

Der im vorftehenden kurz wiedergegebene Inhalt des Abkommens 
der alliierten Finanzminiſter vom 14. Januar 1925 beleuchtet blitz⸗ 
artig den Einfluß der Beſatzungslaſten auf die Reparation in der 
Dergangenheit und die nicht unweſentliche Auswirkung der ge- 
waltigen Beſatzungslaſten der Vergangenheit noch in der Feit der 
Wirkſamkeit des Sachverſtändigenplanes, alfo nach dem J. September 
1924. Die Annuitäten des Sächverſtändigenplans bleiben noch auf 
Jahre hinaus mit den Ausgaben der Beſatzungsarmeen aus der Feit 
vor dem 1. September 1924 belaſtet. Außerdem müſſen fie noch zu 
einem ſehr weſentlichen Teil dazu dienen, die nach dem 1. September 
ae entſtehenden Beſatzungsausgaben vorzugsweiſe zu be- 
zahlen. 


Andererſeits zeigt der Inhalt des Finanzminiſterabkommens, 
daß die grundſätzliche Umwälzung, die der Sachverſtändigenplan für 


) Abgedruckt im „Archiv der Friedensverträge“ 1926, Bb. II, S. 548 ff. 
Die Neufeſtſetzung der Prioritäten ift erft in einem vom 13. Januar 1927 
datierten Abkommen der gleichen Gläubigerſtaaten Heutſchlands (einſchl. Amerika) 


he von 25 auf 16 


110 ionen auf 100 Millionen, die belgi 
ihrend die engliſche unverändert geblieben ift, 


iti be 
geſetzt worden, ionen hera 
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0 e vom 1. April 1926 i hiernach die franzöſiſche Quote von 


-ai 
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die Behandlung der Beſatzungskoſten brachte, die Gläubigermächte 
Deutſchlands dazu zwang, der künftigen Belaſtung der Annuitäten 
mit Ausgaben für die Beſatzung ihre ganz beſondere Aufmerkſamkeit 
uzuwenden, um nicht auch weiterhin in dem früheren Umfang die 
Uabreslelſtungen Deutſchlands durch die gewaltigen Ausgaben für 
die Beſatzungsarmeen aufzehren zu laſſen. 


Im Anſchluß an die vorſtehenden Ausführungen iſt ein Über⸗ 
blick über die Ausgaben für die Beſatzungsarmeen und die inter⸗ 
alliierten Kommiſſionen unter der Einwirkung des Sachverſtändigen⸗ 
plans im erſten, zweiten und dritten Annuitätenjahr angezeigt: 


Erſtes Annuitätenjahr. 
(J. September 1924 bis 51. Auguſt 1925.) 


Nach dem am 30. November 1925 veröffentlichten Bericht des 
Generalagenten für die Reparationszahlungen war die erſte Jahres- 
Auen Deutſchlands von 1000 Millionen Goldmark mit folgenden 

usgaben für die Beſatzungsarmeen und die interalliierten Kom- 
miſſionen belaſtet: 


I. Sahlungen und Leiſtungen für die Beſatzungsarmeen: 
Geſamtzahlungen und 
unerfüllte Verbindlich 
keiten am 51. Auguſt 

1925) Goldmark 


1.Sahlungen in Mark an Be 


ſatzungstruppen: 
rankreic hh 35 976 793,94 
ritiſches Reich 14 625 257,11 
Belgien = seien we 3 654 283,64 


54 256 354,69 = 54 256 334,69 


2. Requifitionen und Schadenerſatz · 
leiftungen auf Grund von Art. 6 
des Rheinlandabkommens: 


Fran 12 679 200,.— 
Britiſches Reich 92 800.— 
Belgien £ z 928 000,— 


\3 200 000. — = 13 200 000,— 
3. Lieferungen in natura auf Grund 
der Art. 8—12 des Rheinland: 


abkommens: 
Frankreich 64 994 640, — 
Britiſches Reich 15 460 460, — 
Belgien 12 307 880,— 
92 762 980,— = 92 762 980,— 
4. Lieferungen in natura im Ruhr- 
gebiet: 
a E re 26 45% 138,65 
Belgien P $ 4 008 052,67 


30 462 191,32 = 30 462 191,32 


II. Zahlungen und Leiſtungen für die interalliierten Kom- 
miſſionen: z 


eee 
5 Goldmark 
5. Interalliierte Kommiſſionen: 
a) Reparationskommiſſion 5 550 000, 
b) Bem.: Die Ausgaben des 
„Büros für Rep.⸗Sah · 
lungen“ blieben außer 
Anſatz. i 
c) no Fe Rhein · 
landkommiſſition 9 429 887,64 


d) Interalliierte Militär 
Kontroll-Kommiffion . » 7 820 739,81 = 22 800 627,45 


Geſamtſumme: Goldmark 213 982 153,46 


Nach dem Bericht des Generalagenten für NReparations- 
zahlungen war demnach die erſte Aiden Deutſchlands von 
1 Milliarde Goldmark mit etwa 214 Millionen Goldmark Ausgaben 
für die Beſatzungsarmeen, die Interalliierte Rheinlandkommiſſion 
und die ſonſtigen interalliierten Kommiſſionen belaſtet, d. h. faſt 
22 v. 5. der deutſchen Gefamtjahresleiftungen wurden für diefe 
Swecke aufgezehrt. i 8 


weites Annuitätenjahr. 
(J. September 1925 bis 31. Auguſt 1926.) 
Der Bericht des Generalagenten für E 
vom 10. Juni 1927 enthält in feiner Anlage II eine revidierte Der- 


e) Siehe den am 30. November 1925 veröffentlichten Bericht des General- 
agenten für Reparationszahlungen, S. 126. 
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teilung der zweiten Jahreszahlung von 1220 Millionen Goldmark, 
aus der hervorgeht, daß hieraus beftritten wurden: 


Beſatzungskoſten (in tauſend Goldmark) 


Kück 
ftände 


1. Frankreich 105 833 
2. Britiſches Reich 25 000 
a Belgien 20 843 
le 646 | 151676 = 170322 
Koften der interalliierten Kommiſſionen 18 118 
Geſamtſumme: Goldmark 188 440 


Diefer Betrag bleibt demnach nur unweſentlich hinter dem Be- 
laſtungsbetrage des erſten Annuitätenjahres zurück, wenn er auch an= 
geſichts der Steigerung der deutſchen Jahresleiſtungen im zweiten 
Annuitätenjahr prozentual niedriger erſcheint. 


Drittes Annuitätenjahr. 
(1. September 1926 bis 51. Auguft 1927.) 
Der Bericht des Generalagenten für Reparationszahlungen vom 
10. Juni 1927 enthält in ſeiner 1 tr die revidierte Verteilung 
der dritten Jahreszahlung von 1500 Millionen Goldmark, aus der 
hervorgeht, daß hieraus beſtritten wurden: 


Beſatzungskoſten (in tauſend Goldmark) 


Hande Laufende 


1. Frankreich 14 250 100 000 
2. Britiſches Reich 25 000 
3 —— — 


4. Belgien 
5 == 


6. Derein. Staaten 
von Amerika. |55 000 — 


120.000 141 000 = 221000 


Koſten der interalltierten Kommiffionen. 12785 
Geſamtſumme: Goldmark 255 785 


Die vorftehende Zahlenüberficht des Generalagenten läßt klar 
erkennen, in welch erheblichem Umfange nunmehr die Schulden ⸗ 
tilgung alter Beſatzungskoſtenrückſtände ent- 
ſprechend dem obenerwähnten Finanzminiſterabkommen vom 14. Ja- 
nuar 1925 einſetzt. 80 Millionen Goldmark der dritten Jahres- 
zahlung Deutſchlands werden hierdurch cujet Ferner bedeutet 
der Geſamtbetrag von 238,788 Millionen Goldmark gegenüber dem 
erſten und zweiten Annuitätenjahr eine nicht unerhebliche Er pp 
der aus den Jahresleiftungen Deutſchlands als Priorität bes 
ſtrittenen Beſatzungskoſten. 

Dem im vorftehenden geſchilderten Tatſachen⸗ und Zahlen- 
material feien vergleichsweiſe folgende Tatſachen und Zahlen gegen ⸗ 
übergeftellt: 

1. Die gefamte Kriegsentfhädigung, die Frankreich nach dem 
verlorenen Kriege 1870/71 an Deutſchland zu zahlen hatte, betrug 
4 Milliarden Goldmark. Die Ausgaben für die Beſatzungsarmeen 
am Rhein hatten bereits am 51. Auguſt 1924 den Betrag von 
5468 Millionen Goldmark, und wenn man die Ausgaben der erſten 
drei Jahre des Sachverſtändigenplanes, d. h. alfo bis 51. Auguſt 1927, 
von 558 Millionen Goldmark hinzurechnet, bis 51. Auguft 1927 
die Geſamtſumme von rd. 6 Milliarden Goldmark 
erreicht. Das ift genau das 17 fache der geſamten 
Kriegsentſchädigung, die Frankreich an Deutfd- 
land zu zahlen verpflichtet worden iſt. 

2. Gemeſſen an den durch den Sachverſtändigenplan Deutſchland 
auferlegten Jahresleiſtungen iſt ferner 1 daß bis 
zum re TENIE T des Sachverſtändigenplanes 
(1. September 1924) an Ausgaben für die Be- 
ſatzungsarmeen eine Summe aufgelaufen war, 
die dem 57ßfachen Betrage der erſten Jahres: 
leiſtung Deutfhlands auf Grund des Sachver⸗ 
ſtändigenplanes entſpricht. 

5. In den letzten vier Jahren unmittelbar vor dem Kriege be- 


trugen die Ausgaben des Ddeutſchen Reiches für feinen geſamten 


Militäraufwand (Heer, Flotte, Reihsmilitärgericht) unter Zugrunde⸗ 
legung der Etatsziffern (f. Statiſtiſches Jahrbuch 1915): 
für Rechnungsjahr 1910 rd. 862 Millionen Goldmark 


„ " 1914 w 879 „ „ 
n „ 1912 „ 362 „ n 
„ " 1915 „1081 " 2 


1910 bis 1915 . . . . rd. 3789 Millionen Goldmark 
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Das ergibt einen Durchſchnittsjahresbetrag der letzten vier Dor- 
kriegsjahre von rd. 948 Millionen Goldmark. Die nur bis zum 
1924 aufgelaufene „„ von 


famte 57 Armee und Marine in den letzten 
drei Dorfriegsjahren. 

Dieſe nur wenigen Vergleiche, die ſich in vielſeitigſter Weiſe ver⸗ 
mehren ließen, zeigen deutlich, daß die nüchtern denkenden und um 
die wirtſchaftliche Geſundung Europas ernſtlich beſorgten Männer 
aller beteiligten Nationen kaum zu widerlegen ſind, wenn ſie von 
einem Beſatzungswahnſinn am deutſchen Rhein 
ſprechen. 


Todesfreudigkeit. Von Simon Dach. 


(Geb, am 29. Jull 1605, gest. zu Königsberg am 15, April 1695.) 


Laß sterben, was bald sterben kann! 
Die Welt ist so beschaffen, 

Daß dem erst wohl ist um und an, 
Der selig ee 

Was wohnen hie für Plagen nit, 
Die uns dod auh aus diesem Lid 
Nad vielem Leid erst rafen. 


Was hab’ id 


Wir geben alle diesen Gang. 

Ein Dampf nur wirft uns nieder. 

Und madet uns wohl sterbekrank, 
Entfleiscet alle Glieder: 

Dann nimmt nach großer Angst und Hein 


Fein aus dem 


Der Tod uns sämtlich zu sic ein, 
Und schicket keinen wieder. 


Weil ih nun dieses ridtig weiß, 
dessen Frommen, 

Ob id ein Kind, ob ich ein Greis, 
Don bie werd’ hingenommen? 

Wer zeitig stirbt, hat minder Not 
Kann vielem Unfall durd den Tod 


oge kommen, 


Sein unbefledites Unsduldkleid 
Wird dort ihn hoch erheben, 


Und au für vielen Alten weit 
Des Vorzugs Preis ibm geben, 
Der hen gen Engel weiße Schar. 
Die bie stets sein Geleitsvolk war, 
Wird dort aud um ibn schweben. 


= sterben, was bald sterben kann! 
ott läßt geboren werden, 

Gebeut nicht minder aud wenn man 
Soll scheiden von der Erden. 

Wer klug ist, gibt ihm Ehr und Preis, 
Und sieht, daß er zu folgen weiß, 


Aus Holbeins Totentanz 


Der Reparationsagent. 


Als im Jahre 1925 franzöſiſche und belgiſche Truppen be» 
hauptete Verſäumniſſe Deutſchlands bei der Nichterfüllung der 
Reparationsverpflichtungen des Verſailler Friedensvertrages zum 
Anlaß nahmen, um Teile des weſtlichen deutſchen Induſtriegebietes 
zu beſetzen, fand die erſte Periode der Neparations- 
politik ihr Ende. Als Nachwirkung der Kriegspfychologie waren 
anfänglich Löſungen des Reparationsproblems in einem Geiſte ver- 
ſucht worden, der mit Gewalt Früchte erzielen wollte, die nur all⸗ 
mählich in der ruhigen Atmosphäre wirtſchaftlicher Entwicklung ges 
deihen können. Der im Früljahr 1924 vorgelegte Reparationsplan 
des Dawes⸗ Komitees verwies die politiſchen und die wirt- 
ſchaftlichen Probleme wieder in die ihnen zukommenden Sphären 
und ſetzte an Stelle der Gewalt, die zerſtört, die Nationalökonomie, 
die im organiſchen Entwicklungsprozeß Früchte reifen laffen will. 

Der Dawes-Plan ſtellt einen ungemein klug erdachten Mechanis⸗ 

- mus dar, der als Ziel der Erreichung eines Böchſtmaßes von Re- 
parationsleiſtungen durch die deutſche Volkswirtſchaft erſtrebt, dabei 
aber von der Vorausſetzung geleiſtet iſt, daß reichliches Fließen des 
Reparationsquells von der a Eeod und Stärke der deutſchen 
Volkswirtſchaft abhängig ift. amit auch das reparations» 
politifche Bedürfnis zu feinem Rechte kommt, lehnt der Plan die 
Feſtſetzung einer Reparationsendſumme ab; er hat außerdem eine 
keineswegs einwandfreie Methode zur Berechnung eines Indexes 
der deutſchen Leiſtungsfähigkeit ausgeklügelt, die eine gewiſſe Bes 
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weglichkeit der Leiſtungen im Rahmen des Geſamtplans ermöglicht, 
und ſucht obendrein die Elaſtizität des Fahlungsplans dadurch zu vere- 
größern, daß er unter gewiſſen Vorausſetzungen Teile der a engen 
die auf der Eiſenbahnbelaſtung aufgebaut find, auf die Reichskaſſe 
zu übertragen geſtattet. Den Fühlen Rechnern, die den Dawes-Plan 
ausarbeiteten, war die Neigung, ſich die bisherigen maßloſen 
Schätzungen der deutſchen Sahlungsfähigkeit zu eigen zu 
machen, ebenſo fremd wie ſentimentales Mitleid mit dem 
Schuldnerlande Deutſchland. Aber ſie verſtanden, daß die 
neue Reparationsepoche die Fehler vermeiden mußte, die in 
der erſten Reparationszeit Deutſchland an den Rand des Abgrundes 
gebracht haben, ohne den Reparationsgläubigern weſentliche Dorteile 
einzubringen, und ſo ſetzten ſie denn an die Spitze ihrer Erklärung 
über die Grundprinzipien für die jährliche 3 Deutſchlands 
den Satz: „Man muß ſich überlegen, unter welchen Bedingungen 
bei vernünftiger Verwaltung jowohl die finanzielle als auch 
die Währungsſtabilität dauernd geſichert bleiben 
kann, oder vielmehr, welche Umſtände eine einmal erreichte Stabili⸗ 
tät gefährden können.“ Die Erinnerung an die entſetzliche Jn- 
flationszeit war noch lebendig genug in den Monaten, in denen der 
Dawes-Plan ausgearbeitet wurde, um es begreiflich erſcheinen zu 
laſſen, daß ſich wie ein roter Faden durch die eana der Sach⸗ 
verftändigen der immer wiederkehrende Hinweis darauf zieht, daß 
die deutſche Währung für die Dauer geſichert und keinerlei Maf- 
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nahme mit einem erfolgreichen Reparationsſyſtem zu vereinbaren ſei, 
die als Gefährdung der deutſchen Währung angeſehen werden könne. 

Diefer Grundgedanke des Dawes⸗Planes kann als die Aufgabe 
formuliert werden, ein Reparationszahlungsfyjtem ausfindig zu 
machen, das ein Höchſtmaß von Leiſtungen durch den 
Schuldner ohne Gefährdung der elementaren Voraus- 
ſetzungen der Sicherheit feiner Wirtſchafts⸗ 
verfaſſung geſtattet. Vielleicht haben die Amerikaner, die an 
der Ausarbeitung des Dawes⸗Planes mitwirkten, ſich daran erinnert, 
daß ihr Heimatland in feiner politiſchen Geſchichte einmal die Auf⸗ 
gaben zu löſen hatte, ein Höchſtmaß von bürgerlicher Freiheit zu 
ſichern, ohne dadurch die Erforderniſſe der Staatsautorität und der 
Herrfchaft des Geſetzes zu gefährden. Dieſe Aufgabe wurde gelöſt 
durch die Verfaſſung der Dereinigten Staaten von Amerika mit ihrem 
berühmten Syſtem von Hemmungen und Gegengewichten. Das Geſetz 
der politiſchen Schwerkraft, das ein Charakteriſtikum der amerita- 
niſchen Derfafjung darſtellt, ift im Dawes⸗Plan natürlich erſetzt 
durch das Geſetz der wirtſchaftlichen Schwerkraft; aber 
auch in ihm finden ſich regulierende Hemmungen und Gegengewichte, 
die in den Beſtimmungen über den Währungsſchutz als höchſtes 
Gebot, weil davon die dauernde Leiſtungsfähigkeit des Schuldners 
bedingt wird, gipfeln. Und indem der Dawes-Plan eine Perſon 
vorjah, den Generalagenten für die Reparationszahlungen, der an 
der Spitze des Stabes zur Bewegung und Kontrolle des Reparations- 
mechanismus jtehend, zugleich mit der Sonderaufgabe des ſogenannten 
Transfers betraut und verpflichtet wurde, bei ſeinen 
Transfer⸗Operationennie den Schutzder Währung 
außer acht zu laſſen, ſchuf er ein Amt, deſſen Inhaber Auf⸗ 
gaben zu löſen hat, die von höchſter Bedeutung für die Politik und 
Wirtſchaft Deutſchlands und der geſamten ziviliſierten Welt ſind. Es 
gibt nicht viel Perſönlichkeiten, deren Wirken die Aufmerkſamkeit 
aller Deutſchen in dem gleichen Maße in Anſpruch nehmen darf wie 
die des Herrn Seymour Parker Gilbert, des derzeitigen 
Generalagenten für die Reparationszahlungen. 

Nur ein enger Kreis erfreut ſich der perſönlichen Bekanntſchaft 
mit dem ſchlanken Herrn, deffen jugendliches Antlitz durch einen 
höchſt ausdrucksvollen klugen Geſichtsausdruck in einer Weiſe belebt 
wird, die die Empfindung wachruft, als eilten die Erfahrungen 
dieſes Mannes den möglichen Erkenntniſſen ſeines Lebensalters weit 
voraus. Herr Gilbert lebt ſehr zurückgezogen, ein arbeitſames Daſein, 
das ihn wohl mehr Abende am Schreibtiſch als in Geſellſchaft ver⸗ 
bringen läßt. Er hat fein Heim an der repräſentabelſten Stelle 
Berlins, am Pariſer Platz, und als Nachbarn einen Künftler von 
Weltruf und die Hinterbliebenen eines der erfolgreichſten deutſchen 
Kaufmanns und Induſtriellen. Als Sweiunddreißigjähriger wurde 
er vor etwa drei Jahren mit dem Amt des Reparationsagenten be⸗ 
traut, alſo in einem Alter, in dem der Durchſchnittsdeutſche, der die 
höhere Staatskarriere einſchlägt, das letzte Stadium der Ausbildung 
und Vorbereitung, die Aſſeſſorenzeit, zu beenden pflegt. Aber ſelbſt 
für amerikaniſche Verhältniſſe, in denen Kenntniſſe und Leiſtungen 
die Karriere ausſchlaggebend beſtimmen, nicht Alter“ und geregelter 
Studien- oder Lehrgang, ift die Laufbahn des Herrn Gilbert außer⸗ 
gewöhnlich. Er war als Sweiundzwanzigjäbriger Unterſtaats⸗ 
ſekretär im amerikaniſchen Schatzamt, alſo in einem Lebensalter auf 
der dritthöchſten Staffel der amerikaniſchen Verwaltungsbürokratie 
angelangt, in dem es in Deutſchland wahrſcheinlich niemals, ſelbſt 
nicht in den etwas turbulenten Monaten um die Jahreswende 
1918/19, einen Regierungsrat gegeben hat. Von Kaufe aus ift Herr 
Gilbert Juriſt; er war Mitglied der Anwaltsfirma Cravath, Hender⸗ 
ſon & Degensdorff in New Vork, iſt aber wohl frühzeitig durch die 
für amerifanifche Verhältniſſe charakteriſtiſchen Beziehungen zwiſchen 
Anwaltſchaft und privater Finanzwirtſchaft zur Beſchäftigung mit 
finanzpolitiſchen Fragen gedrängt worden, die ſeine Laufbahn ent⸗ 
ſcheidend beſtimmten und ihn ſchließlich zu uns nach Berlin führten 
als Perſonifikation jenes Syſtems von Hemmungen und Gegen- 
gewichten des Dawes⸗Plans, von dem vorhin die Rede war. 

Herr Gilbert findet im Dawes-Plan im Grunde genommen eine 
deutlichere Umſchreibung ſeiner Pflichten als ſeiner Befugniſſe. 
Das Recht, über das Ganze des Reichshaushaltes eine Aufſicht aus⸗ 
zuführen oder irgendwie die deutſche Wirtſchaftspolitik im einzelnen 
oder im ganzen entſcheidend zu beeinfluſſen, beſitzt er nicht. war 
redet auch der Dawes-Plan und noch mehr die den Dawes-plan in 
Funktion ſetzende Londoner Vereinbarung von Kontrolle und Aufſicht. 
Es handelt ſich dabei aber immer um Kontrollmaß nahmen, die nur in 

inzelgebieten vorgenommen werden und zum Teil auch in 
ihrer möglichen Form umſchrieben und umgrenzt ſind. Das 
Kontrollſyſtem des Dawes-Planes ſieht etwa fo aus: 
An der Spitze fteht Herr Gilbert, der die Geſamtkontrolle leitet und 
für die Vornahme von Überweiſungen ſich der Mitwirkung eines 
Transferkomitees bedient. Zu den allgemeinen Aontrollrechten der 
Reparationsgläubiger muß man ihre Einwirkungsmöglichkeiten auf 
die Beſetzung deutſcher Dienſtſtellen rechnen. Im Generalrat der 
Reichsbank find ſieben ausländiſche Mitglieder tätig, im Auffichtsrat 
der Bank für deutſche Induſtrieobligationen ſind gleichfalls ſieben 
Ausländer als Intereſſenvertreter der Reparationsgläubiger vor- 
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geſehen, und im Verwaltungsrat der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft vier Ausländer in gleicher Eigenſchaft. Außerdem gibt es 
noch dem Generalagenten koordinierte Agenten für die einzelnen Re- 
parationspfänder. Am wichtigſten ſind hier die verpfändeten 
Einnahmen des Reichshaushalts an Zöllen und Ab- 
gaben für Branntwein, Tabak, Bier und Zucker. Die Einnahmen 
aus dieſer Quelle werden für das laufende Finanzjahr auf 
2400 Millionen geſchätzt, die Ausgaben für Reparationszwede aus 
dem Haushalt betragen im vierten Reparationsjahr jedoch nur 
500 Millionen M., im fünften, dem Normaljahr, 1250 Millionen M. 
Unter Umſtänden iſt eine Steigerung dieſer Ausgaben möglich, wenn 
das Indexſchema des Dawes⸗Planes eine „Beſſerung“ der deutſchen 
Wirtſchaftslage und darauf aufgebaute erhöhte Leiſtungsfähigkeit er- 
kennen läßt. Jedenfalls iſt aber nicht damit zu rechnen, daß die ver⸗ 
pfändeten Einnahmen voll durch den Reparationsdienjt in Anſpruch 
enommen werden. Sie werden aber zu „Sicherheitszwecken“ zunächſt 
in vollem Umfang an den Kommiſſar für die verpfändeten Einnahmen 
überwieſen, der erft feine finanziellen Bedürfniſſe aus diefen Über- 
weiſungen deckt und einen Reſervefonds in Höhe von 100 Millionen M. 
bildet, ehe er den überſchießenden Betrag dem Reichsfinanzminiſter 
zur Verfügung ſtellt. Unter beſtimmten Dorausſetzungen können bei 
der Eiſenbahn und beim Dienſt der Jnduftrieobligationen entſtehende 
Ausfälle aus dieſen Einnahmen gedeckt werden. 


Es iſt ohne weiteres klar, daß insbefondere dieſer Kommiffar 
155 die verpfändeten deutſchen Einnahmen eine 
öchſt wichtige und die geſamte öffentliche Finanzwirtſchaft in 
Deutſchland ſtark berührende Tätigkeit ausübt. Welche Be- 
deutung die Reparationsgläubiger dieſen verpfändeten Ein- 
nahmen aus dem Staatshaushalt beilegen, geht daraus hervor, 
daß ſowohl der Dawes⸗Plan als auch das Londoner Abkommen dem 
hier erwähnten Kommiſſar ſehr weitgehende, im einzelnen genau be⸗ 
ſtimmte Montrollrechte einräumen. Dieſer Kommiſſar für die ver- 
pfändeten Reichseinnahmen dürfte auch die engſte Sufammenarbeit 
mit Herrn Gilbert pflegen, denn ſeine Tätigkeit iſt eine wichtige 
Quelle, aus der das Erkenntnismaterial fließt, auf dem Herr Gilbert 
ſeine ſtändige Beobachtung und — wie ſich neuerdings zeigt — ſeine 
Kritik des deutſchen N aufbaut. Alle amt⸗ 
lichen Materialien erhält diefer Kommiſſar für die verpfändeten Ein- 
nahmen zu gleicher Zeit mit dem Reichsrat oder mit den einzelnen 
Finanzämtern. Aber es liegt auf der Hand, daß daneben auch noch 
andere Informationsquellen, als da find Rückſprache mit 
dem Finanzminiſter, dem Staatsſekretär und den Abteilungs- 
vorſtehern ſowie mit anderen amtlichen Stellen, und der- 
gleichen mehr ausgenutzt werden, um Herrn Gilbert die präziſe und 
ſehr ins einzelne gehende Betrachtung des Haushalts des Reiches, der 
Länder und Gemeinden zu geſtatten, durch die ſich ſeine Jahres⸗ und 
Halbjahresberichte auszeichnen. dem Kommifjar für die verpfändeten 
Einnahmen ift auch ausdrücklich der direkte Derfehr mit dem Reichs ⸗ 
finanzminiſter vorbehalten. Über die Kommiſſare bei Reichsbank, 
Eijenbahn und Induſtrieobligationen brauchen in dieſem Fuſammen⸗ 
hang keine beſonderen Mitteilungen gemacht zu werden; ſie haben 
natürlich in ihrem Sondergebiet gleichfalls Kontroll- und Auffichts- 
befugniſſe und bedeuten inſofern eine Belaſtung des deutſchen Selbſt⸗ 
gefühls. Aber ihre Wirkſamkeit ift nicht jo einſchneidend und voll- 
zieht ſich nicht an Stellen von ſolcher Bedeutung und ſolcher Empfind⸗ 
lichkeit für das geſamte wirtſchaftliche und politiſche Leben Deutſch⸗ 
em wie die Tätigkeit des Kommiſſars für die verpfändeten Ein- 
nahmen. 


Alle Ermittlungen, Erfahrungen und Urteile dieſer verſchiedenen 
Kommiſſare oder Agenten, die auf Einzelgebieten wirkſam find, 
ſtrömen zuſammen im Büro des Herrn Gilbert, als deſſen Vertreter 
Herr Pierre Jay tätig ift, der früher Vorſitzender des Diret- 
toriums der Federal Reserve Bank of New Vork und Agent des 
Federal Reserve Board geweſen iſt. den Verkehr zwiſchen 
der Reichsregierung und Herrn Gilbert vermittelt das Reichs⸗ 
finanzminiſterium, das in der Sprache der Bürokratie aus- 
gedrückt, als „federführend“ in Reparationsfragen betrachtet wird. 
Natürlich verhindert dies einen direkten Verkehr zwiſchen Herrn 
Gilbert und einzelnen Mitgliedern der Reichsregierung oder anderer 
wichtiger Behörden, wie etwa der Keichsbank, nicht. Es ift Herrn 
Gilbert nicht verwehrt und fein ſelbſtverſtändliches Recht, geſellſchaft⸗ 
lichen Verkehr, wie er ihm gutdünkt, zu pflegen. Herrn Gilbert jteht 
ein Büro zur Verfügung, das in der Luiſenſtraße 35 untergebracht iſt 
und am 31. Mai d. J. insgeſamt 129 Perſonen umfaßte. Davon 
waren 15 Amerikaner, 38 Franzoſen, 52 Briten, 11 Italiener, 
8 Belgier und 5 Holländer. Nach der ganzen Sachlage beſteht die 
Aufgabe dieſes Büros in der Mithilfe bei der Sammlung von Jn- 
formationsmaterial und Ausarbeitung der Berichte des Herrn Gilbert, 
die üblicherweiſe am 50. November für ein ganzes Reparations jahr 
und am 10. Juni für die erſte Hälfte des Reparationsjahrs, das vom 
1. September bis 51. Auguſt läuft, erſcheinen. Es liegt auf der Hand, 
daß ein Teil der Zeit des Herrn Gilbert auch durch den direkten 
mündlichen und ſchriftlichen Derfehr mit der Reparationskommiſſion 
in Paris und vermutlich auch mit den wichtigſten Zentralnoten- 
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banken und mit einzelnen Reparationsgläubigerländern in Anſpruch 
genommen wird. ür uns in Deutſchland kriſtalliſiert ſich ſeine 
Tätigkeit aber in der Erſtattung der Berichte, die ſich 
zweifellos bemühen, ein objektives Bild der geſamten deutſchen Wirt- 
ſchafts⸗ und Finanzlage zu geben. Es fehlt nicht an Bewunderern 
der Promptheit, mit der dieſe Berichte erſtattet werden. Aber wenn 
man darüber erſtaunt, daß dieſe Berichte nicht nur ſehr inhaltsreich 
ſind, ſondern auch bereits zwei Monate nach Abſchluß der Berichts⸗ 
zeit vorliegen, jo verkennt man wohl, daß Herrn Gilbert nicht nur 
ein für die Zwecke der Berichterſtattung quantitativ und qualitativ 
mit einer gewiſſen Opulenz ausgeſtattetes Büro zur Verfügung ſteht, 
fondern auch laufend fliegende Informationsquellen von hoͤchſter Er- 
giebigkeit und Juverläſſigkeit. 

Seit dem Bericht des Herrn Gilbert, der vom 10. Juni datiert 
ift, wird feine objektive Tatſachenſchilderung ſtärker durch kritiſche 
Meinungsäußerungen ergänzt, die notwendigerweiſe eine ſubjektive 
Färbung tragen müſſen. Denn Herr Gilbert hat eine Aufgabe zu er- 
füllen, die eine ideale Löſung wohl überhaupt nicht finden kann. All 
ſeine Begabung und ſeine Klugheit ändern nichts daran, daß er in 
einem Sande als Beobachter und Kritiker ſitzt, das ihm feines Weſens 
inneren Kern und damit auch das Verſtändnis für wirtſchaftliche 
und ſoziale Erſcheinungen und ihre Urſachen deshalb nicht erſchließen 
kann, weil dazu ein Einfühlen und Einleben in eine fremde Nation 


gehört, die, wenn überhaupt, dann nur in vielen Jahren innigſter 
Berührung mit dieſem Volk und intenſipſter und engſter Anteilnahme 
an den Lebensäußerungen ſeiner einzelnen Schichten erreicht werden 
kann. Jedes Volk hat ſeinen eigenartigen Charakter, ſeine durch 
Geſchichte und Tradition feit vielen Menſchenaltern beſtimmten Dor- 
ausſetzungen und Bedingtheiten des politiſchen, wirtſchaftlichen und 
ſozialen Lebens, und nicht zuletzt feine Seele, feine geiſtige Ein- 
ſtellung, feine beſondere Art, Bedürfniſſe zu fehen, zu ſchaffen und 
fie zu befriedigen. der Maß ſtab zur Beurteilung all diefer Dinge 
erwächſt nur im Innern dieſes Volkes, jeder von außen Herein- 
getragene muß notwendigerweiſe Fehlſchlüſſe, ſchiefe Urteile, Schluß⸗ 
folgerungen, die auf Verkennung der urſächlichen Verknüpfungen der 
Erſcheinungen beruhen, mit ſich bringen. Die Erreichung vollendeter 
Objektivität bei der Durchführung einer Aufgabe, wie ſie Herrn 
Gilbert übertragen wurde, ſcheitert eben aus inneren Gründen an 
dem Umſtand, daß ein Volk und der Homplex feiner Lebens 
äußerungen ein unvermeidbares ſtarkes Maß von Subjektivität 
in ſich trägt, das man nicht erlernen, ſondern miterleben muß. Deſſen 
wollen wir uns immer erinnern bei der Bewertung der Kritik des 
Herrn Gilbert und bei aller Hochachtung vor ihrem Autor, der 
Hemmungen und Gegengewichte im Dawes-Plan nicht vergeſſen, die 
als objektive Sicherungen der deutſchen Währung 
und Wirtſchaft gedacht ſind. 


Der Schriftwechſel zwiſchen der Reichsregierung und dem 
Generalagenien für Reparationszahlungen. 


Die im Swiſchenbericht des Generalagenten für Reparations- 
zahlungen über das dritte Dawesjahr vom 10. Juni d. J. geübte 
eingehende Kritik an der deutſchen Finanzwirtſchaft hat zu einem 
Meinungsaustauſch über die hier in Frage ſtehenden Probleme 
zwiſchen Reichsfinanzminifter Dr. Köhler und Herrn Parker 
Gilbert geführt, in deffen Verlauf der Generalagent feine An- 
ſichten über die deutſche Finanz- und Wirtſchaftslage auf Anregung 
der Reichsregierung in einer Denkſchrift vom 20. Oktober d. J. 
niedergelegt hat. Diefe Denkſchrift iſt dann zuſammen mit einer 
deutſchen Antwort vom 5. November veröffentlicht worden. Die 
führenden Gedankengänge dieſer beiden ſehr umfangreichen Doku⸗ 
mente feiert nadhitehend kurz ſkizziert. 


1. Die denkſchrift des Generalagenten, 


In der Einleitung führt der Generalagent aus, feine Dent 
ſchrift habe den Zweck, freimütig die Aufmerkſamkeit auf in der 
derzeitigen Wirtſchaftalage liegenden Gefahren zu lenken in der 
Hoffnung, damit der deutſchen Regierung und der deutſchen Wirt- 
ſchaft ſowie der internationalen Sage einen Dienſt leiſten zu 
können, da das, was im Intereſſe der deutſchen Wirtſckaft liege, 
gleichfalls im Intereſſe der Ausführung des Dawesplanes ſei. Das 
allgemeine Fiel Deutſchlands ſei die fortlaufende Entwicklung der 
Induſtrie und des Handels ſowie die Hebung des Lebensſtandards 
feiner Bevölkerung. Dazu feien erforderlich eine ſtändige Derbilli« 
gung der Erzeugung ſowie der gleichmäßige Suſtrom eigenen oder 
fremden Kapitals, In Deutſchland beſtände daher für Sparen und 
Maßhalten in den Ausgaben eine beſondere Notwendigkeit und 
beſondere Beweggründe. Da der Reparationsplan eine Erprobung 
des Reparationsproblems durch praktiſche Erfahrung zum Inhalt 
habe, fo fei es von grundlegender Wichtigkeit, daß die Reihs- 
regierung eine faire Erprobung des Planes geſtatte und während 
der Probe ſelbſt in der Führung ihrer Angelegenheiten Vorſicht 
walten laffe. Die neueſte Entwicklung auf dem Gebiete des öffent⸗ 
lichen Finanzweſens ſcheine aber weder im Intereſſe des deutſchen 
Wirtfchaftsiebens noch im Intereſſe der Durchführung des Sach⸗ 
verſtändigenplanes zu liegen. Es häuften ſich die Anzeichen für eine 
über Gebühr erweiterte Ausgaben und Anleihewirt haft, die bei 
ungehemmter Fortdauer einen ernjthaften wirtſcha tlichen Rück⸗ 
ſchlag und eine heftige Erſchütterung des deutſchen Kredites im 
In- und Auslande zur Folge haben müßte. Abhilfe fei aber in 
erſter Linie durch ein Regime ſtrikter Sparſamkeit und geordneter 
öffentlicher Finanzen zu erzielen. Im Anſchluß an dieſe allgemeinen 
Ausführungen macht dann der Generalagent eingehende kritiſche 
Bemerkungen zunächſt über die Finanzpolitik des Reiches. Er macht 
bier ziffernmäßige Angaben über die ſtändige Ausgabenſteigerung 
des Reichshaushalts und weiſt darauf hin, daß der gegenwärtige 
Finanzausgleich den Ländern und Gemeinden zu weitgehende Mittel 
zur Verfügung ſtelle. Ohne über die Gehaltserhöhung an ſich eine 
Meinung äußern zu wollen, iſt er der Anſicht, daß dieſe nur dann 
nicht zu einer erhöhten Belaſtung der Wirtſchaft führen könne, wenn 
fie von einer entſprechenden Verwaltungsreform begleitet werde. 
Die Kriti? verbreitet fih dann weiter über die aus dem Kriegs- 
ſchäden⸗Schlußgeſetz und dem vorgeſchlagenen Reichsſchulgeſetz ent⸗ 
ſtehende Mehrbelaſtung des NReichshaushalts., 


„Wenn ich dieſe Reihe neuer Ausgaben und eingegangener 
Sahlungsverpflichtungen hier erwähnt habe, fo geſchieht es nicht zu 
dem Swecke, über irgendeine von ihnen einzeln und für ſich 
genommen ein Urteil zu fällen. Dies gehört allerdings nicht zu den 
Obliegenheiten des Generalagenten für Reparationszahlungen. Der 
deutſchen Regierung bleibt es auf Grund des Planes unbenommen, 
ihren eigenen Staatshaushalt aufzuſtellen und zu handhaben, und 
fie handelt durchgehends auf eigene Verantwortung. Gerade diefe 
Freiheit jedoch ſchließt eine entſprechende Derantwortlichkeit für die 
natürlichen und wahrſcheinlichen Auswirkungen ihrer Handlungen 
ein.“ Als Folgeerſcheinung dieſer Ausgabenpolitik erwähnt der 
Generalagent die Gefährdung der Stabilität des Reichshaushalts, 
eine ungeſunde Finanzwirtſchaft der Länder und Gemeinden, ein 
Fehlen tatſächlicher Kontrolle über öffentliche Ausgaben und öffent- 
liche Anleigen. Insgeſamt müßten dieſe Maßnahmen die Preiſe 
und damit die Produktionskoſten der Wirtſchaft erhöhen und der- 
geſtalt die Fähigkeit der deutſchen Wirtſchaft, auf dem Weltmarkte 
in der Ausfuhr zu konkurrieren, verringern und damit den 
Reparationstransfer gefährden. In einem zweiten Abſchnitt wird 
die Finanzpolitik der Länder und Gemeinden einer kritiſchen Be⸗ 
trachtung unterzogen mit dem Ergebnis, daß auch hier eine über⸗ 
mäßige Ausgaben- und Anleihewirtſchaft betrieben werde. Das 
Reich habe auf Grund der Derfaflung nicht nur die Möglichkeit, 
die Führerſchaft hier zu ergreifen, ſondern auch die Verantwortung 
dafür. Vor allem müſſe eine wirkſame Kontrolle der jtaatlichen 
und kommunalen Kreditaufnahme durchgeführt werden. In einem 
dritten Abſchnitt beſchäftigt fid Parker Gilbert mit der Kredits 
und Währungspolitik der Reichsbank. Hier findet er, daß die 
Reichsbank durch nicht rechtzeitige Diskonterhöhung eine übermäßige 
Krediterpanfion der deutſchen Wirtſchaft gefördert habe. Die Kredit- 
politik der Notenbank und des öffentlichen Finanzweſens ſei nach 
auseinander ſtrebenden Richtlinien betrieben worden, während es im 
allgemeinen Intereſſe liege, die Kreditpolitik nach einem einheit« 
lichen und umfaſſenden Plane zu betreiben. Ein vierter, „Schluß⸗ 
betrachtung“ überſchriebener Abſchnitt gibt eine Suſammenfaſſung 
der Bedenken des Generalagenten, daß die geſchilderten Tatbeſtände 
zu einer Wirtſchaftsdepreſſion und zu einer Beeinträchtigung der 
deutſchen Mreditwürdigkeit im Auslande führen Fönnten. Die 
Verantwortung der Reichsregierung hinſichtlich der Mitwirkung an 
der Durchführung des Sachverſtändigenplanes ende nicht mit internen 
Sahlungen, ſondern die Reichsregferung fei auch verpflichtet, die 
Durchführung des Transfers zu erleichtern, Inwieweit die deutſche 
Ausfuhr durch von außen in den Weg gelegte Hinderniſſe gehemmt 
werde, dafür müßten andere Länder die Derantwortung tragen. Auf 
der Reichsregierung ſelbſt aber müſſe die Derantwortlichfeit ruhen 
bleiben, daß durch übermäßige Anregung der Einfuhr und durch 
Behinderung der Ausfuhr künſtlich die Transfermöglichkeiten 
beſchränkt würden. 

2. Die Antwort der Reichsregierung. 


In dem Begleitſchreiben des Reichsfinanzminifters Dr, Köhler 
wird die Abſicht des Generalagenten, die Aufmerkſamkeit der deutſchen 
Regierung auf Gefahren zu lenken, die ſich nach ſeiner Meinung durch 
gewiſſe Tendenzen der öffentlichen Finanz. und Kreditwirtfchaft für 
die deutſche Wirtſchaft und die Durchführung des Sachverſtändigen⸗ 
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planes entftehen könnten, voll gewürdigt. In vielen Punkten ſtimme 
die Regierung Parker Gilbert durchaus zu, während ſie in anderen 
zum Ausdruck bringen müſſe, daß ſie die gegenwärtigen Tendenzen 
anders als der Generalagent oder nicht ſo bedenklich wie dieſer 
betrachte. Zum Schluß des Begleitſchreibens wird zum Ausdruck 
gebracht, daß man deutſcherſeits einer baldigen Fortſetzung des münd⸗ 
lichen Gedankenaustauſches gern entgegenſehe. 

Die Antwort der Reichsregierung auf das Memorandum des 
Generalagenten behandelt ebenſo wie das Memorandum ſelbſt die in 
ihm aufgeworfenen Fragen in erſter Linie von wirtſchaftlichen und 
nanziellen Geſichtspunkten aus. Sie ſtellt aber feft, daß die Berück⸗ 
ichtigung der ſtaatspolitiſchen Notwendigkeiten hinzutreten muß, von 
denen der Leiſtungswille des Geſamtvolkes abhängt. 

Nach den Darlegungen des wirtſchaftlichen Teils betrachtet es 
die Reichsregierung mit dem Generalagenten als das Ziel ihrer 
Wirtſchaftspolitik, alle produktiven Kräfte zu entwickeln. Die Beffe- 
rung der Wirtſchaftslage, die feit der Stabiliſterung erzielt ift, be ⸗ 
weiſt, daß die der Wirtſchaft aus Inland und Ausland zugefloſſenen 
Gelder eine rationelle Verwendung gefunden haben. Die Höhe der 
Auslandsverſchuldung gibt gegenüber den verpfändeten Werten und 
im Hinblick auf die Produktivität der dafür geſchaffenen Anlagen 
keinen Anlaß zur Beunruhigung. Siel der Wirtſchaftspolitik muß 
bleiben, von beiden Seiten der Handelsbilanz her auf eine Derminde- 
rung ihrer Paſſivität hinzuwirken. Mag auch die Entwicklung an 
einzelnen Stellen überfchnell geweſen fein, fo ift eine Kriſis doch nicht 
zu befürchten, und eine zu ſtarke Expanſion wäre jedenfalls nur zum 
geringſten Teil auf Maßnahmen der öffentlichen Hand zurückzuführen. 
Für die Exportförderung hängt viel ab von der Erleichterung und 
Neuordnung des internationalen Handels, an der mitzuwirken die 
Reichsregierung jederzeit bereit geweſen iſt. Noch mehr hängt ab von 
der Offnung der Märkte der Gläubigerländer für deutſche Ware. Die 
deutſche Regierung blickt mit ernſter Beſorgnis auf die. Entwicklung 

in einem Teile der Abſatzländer, da nur der Abbau der beſtehenden 
Schranken Deutſchland den für feine Leiſtungen notwendigen Export ⸗ 
überſchuß ſichern kann. Zum Ausgleich der Handelsbilanz ift ſchließ ⸗ 
lich geboten die Verringerung der Einfuhr durch die Hebung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Produktion, die dringend der Kapitalzufuhr bedarf. 

Im finanziellen Teil ſtellt die Reichsregierung den Gedanken 
votan, daß die Rückkehr zur normalen öffentlichen Finanzgebarung 
Klarheit über die ſich für die öffentlichen Körperſchaften ergebenden 
Saften vorausſetzt. Die Löſung der Aufwertungsfragen gehört ebenſo 
hierher wie die Fragen der Entſchädigung der Kiquidations- und 
Gewaltgeſchädigten und der Beſoldungsreform. Die Denkſchrift gibt 
ſodann Über die Finanzentwicklung einige Zahlen, aus denen hervor- 
geht, daß die Ausgabenſteigerung nahezu reſtlos auf das Anwachſen 
des Kriegslaftenetats zurückzuführen ift. Ihnen läßt fih keinesfalls 
entnehmen, daß die Haushaltsführung ohne Rüdficht auf die Repa- 
rationsverpflichtungen jtattgefunden hat. Der Haushalt des Jahres 
1928, der allein 400 Millionen Mehrleiftung für Reparationen 
tragen muß, wird nach Geſichtspunkten ſtrengſter Sparſamkeit auf- 
geſtellt. Die Reichsregierung ſieht es im gegenwärtigen Augenblick 
als eine entſcheidende Pflicht an, fortſchreitenden Ausgabeerhöhungen 
auch im ordentlichen Haushalt wirkſam entgegenzutreten. 

Was den außerordentlichen Haushalt betrifft, ſo iſt es die Abſicht 
der Reichsregierung, eine Vermehrung des Anleihebedarfs nach Mög» 
lichkeit zu verhindern. Die aus der Vergangenheit übernommenen 
Ausgaben des außerordentlichen Haushalts ſind bereits eingeſchränkt 
und werden weiter eingeſchränkt. Der Reſt wird für die Zukunft 
planmäßig und langſam abgewickelt. Im Haushalt 1928 werden die 
Ausgaben aufs äußerſte gedroſſelt. 9 

Was die Finanzwirtſchaft der Länder und Gemeinden anlangt, 
ſo ſteht die Reichsregierung mit dem Generalagenten auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Aufnahme von inneren und äußeren Anleihen zu 
Derwaltungszweden ſich für fie durchaus verbietet; tatſächlich find 
auch die bisher aufgenommenen Anleihen der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften nur für produktive Zwecke beſonderer Art aufgenommen 
worden, die nach der geſchichtlichen Entwicklung in Deutſchland den 
Gemeinden neben den Derwaltungszwecken obliegen. Dies gilt 
namentlich für die Derforgung der Bevölkerung mit Gas, Wafer, 


elektriſchem Licht und Verkehrsmitteln, Aufgaben, die in Ländern mit 
reicherer Privatwirtſchaft feit jeher von dieſer erfüllt werden. Jn- 
folgedeſſen rechtfertigen die vielfach in der Gffentlichkeit erörterten 
Anleihezahlen den aus ihnen gezogenen Schluß auf einen übermäßigen 
Verwaltungsaufwand nicht. Selbſtverſtändlich haben die Gemeinden 
bei dieſen produktiven Ausgaben und den Anleihewünſchen für fie 
auch auf die Geſamtſituation im Deutſchen Reich die gebührende Rid- 
ſicht zu nehmen. 

Was den Finanzausgleich anbelangt, ſo iſt die Unmöglichkeit, 
einen endgültigen Finanzausgleich auf der Grundlage einer noch nicht 
rationaliſierten Volkswirtſchaft von ſchwer abſchätzbarer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit aufzubauen, ſchon oft dargelegt worden. Das Reich hat bei 
der Neuſchöpfung der Verfaſſung dafür Sorge getragen, daß feine 
finanziellen Befugniſſe mit Rüdficht auf feine Taſten verſtärkt werden. 
Es hat ſeit 1919 nicht nachgelaſſen, auf Dereinheitlihung und 
Klärung des Finanzſyſtems hinzuwirken. Die für die endgültige 
Regelung des Finanzausgleichs notwendige Finanzſtatiſtik ift weit 
gefördert. Daß dem Reich in der Frage der öffentlichen Finanz- 
gebarung die Führerrolle zukommt, wird von den Ländern und 
Selbſtverwaltungskörpern nicht beſtritten. Die Führerſchaft kann ſich 
aber, worauf in dem Memorandum mit Recht hingewieſen wird, nur 
bewähren, wenn ſie getragen wird von aufrichtiger und umfaſſender 
Unterſtützung durch Länder und Gemeinden. Don dieſem Fuſammen⸗ 
wirken legen die Vereinbarungen über die Beratungsſtelle für Aus- 
landsanleihen Zeugnis ab, die erft in jüngſter Zeit unter dem leiten- 
den Geſichtspunkt neu gefaßt wurden, daß in Anbetracht der Gefamt- 
lage jede Ausgabe, die nicht dringender oder nicht wirtſchaftlicher 
Natur ſei, ob ſie nun mit Hilfe ausländiſcher Anleihen oder aus in⸗ 
ländiſchen Quellen bewirkt wird, vermieden werden müſſe. 

Für die Zwecke der Beſoldungsreform kommt weder eine Er- 
höhung der Steuerſätze, noch eine Erhöhung der Tarife der Reichs ⸗ 
poftverwaltung oder der Keichsbahn⸗Geſellſchaft in Betracht. Die 
Frage der Beſoldungsreform kann nicht lediglich unter finanziellen 
Geſichtspunkten geſehen werden, vielmehr müſſen weſentlich auch 
ſtaatspolitiſche Geſichtspunkte mit entſcheiden. Der Geſamtbedarf an 
Beſoldungen ſoll durch organiſatoriſche Maßnahmen geſenkt werden. 
Das Reich arbeitet auf dieſem Gebiete mit dem Keichsſparkommiſſar 
u ammen. Drei Ziele werden verfolgt: Dereinheitlichung der eigenen 

erwaltung des Reichs, Herbeiführung klarer Grenzlinſen dort, wo 
die Aufgabenkreiſe des Reichs und der Länder ſich überſchneiden, ſo⸗ 
wie ſchließlich Vereinfachung der Verwaltungen von Ländern und 


Gemeinden. dieſe find ſelbſt zur Mitarbeit bereit. Maßnahmen auf 


dieſem Gebiete ſind auch ſonſt im Gange. 

Der Geſetzentwurf der Liquidationsgeſchädigten ift eine unmittel⸗ 
bare Wirkung des Vertrages von Derfailles. Bier nach den ſchwachen 
finanziellen Kräften des Reiches auch unter dem Gedanken notwendig- 
ſten Wiederaufbaus einzugreifen, war unabweisbar. 

Die Koften des vorgeſchlagenen Schulgeſetzes ſpielen in der 
nächſten Fukunft überhaupt keine Rolle. 

Die Reichsregierung kann die Beſorgniſſe des Generalagenten 
nicht teilen, daß die Mehrausgaben für die bezeichneten Geſetze den 
Haushalt des Reiches bedrohen. Die Antwort ſchließt mit dem Hin ⸗ 
weis, daß es das oberſte Beſtreben der Reichsregierung bleibt, die 
fundamentale Vorausſetzung des Sachverſtändigenplanes feſtzuhalten: 
das Gleichgewicht der öffentlichen Wirtfchaft. An der Bereitwilligkeit 
der Reichsregierung zur Mithilfe beim Transfer im Rahmen geſunder 
Wirtfchafts- und Finanzpolitik beſteht kein Zweifel. Die ſcharfe 
Trennung von Aufbringung und äußerer Übertragung der Fahlungen 
ift in der ganzen Welt als der größte Fortſchritt in der Reparations- 
frage aufgefaßt worden. Die pofitiven Pflichten, die der Plan der 
deutſchen Regierung hinſichtlich des Transfers zuweiſt, ſind in ihm 
genau umgrenzt. Die Reichsregierung ſtellt fejt, daß fie die Möglich⸗ 
keiten des Transfers niemals künſtlich beeinträchtigt hat, ſie weiſt 
auch den Gedanken von ſich, es zukünftig zu tun. Sie verleiht ihrer 
Zuverſicht Ausdruck, daß das Vertrauen in die loyale Mitarbeit aller 
dazu Berufenen, in deſſen Zeichen der Sachverſtändigenplan geſchaffen 
wurde, auch die unerſchütterliche Grundlage künftiger gemeinſamer 
Arbeit ſein wird. 


Gewaltherrſchaft in Güdtirol. 


In Südtirol herrſcht ſeit Wochen uneingeſchränkt der ſchärfſte 
Kurs gegen das Deutſchtum. Das „Verdienſt“ gebührt dem vor 
einigen Monaten ernannten außerordentlichen Kommiffar der 
faſchiſtiſchen Partei für die Provinz Bozen, Giarratana. Maß⸗ 
nahmen zur äußeren Verwelſchung des Landes gehen mit Der- 
ſuchen, das Deutſchtum auch innerlich durch Kampf gegen bekannte 
und führende Perſönlichkeiten zu ſchwächen, Hand in Fand. Im 
September wurde der Lehrer Kiedl, der wegen Erteilung deutſchen 
Privatunterrichtes im Frühjahr zwangsverſchickt, aber nach einigen 
Monaten wieder freigelaſſen wurde, zum zweitenmal verhaftet, 
weil er angeblich falſche Ausweispapiere beſitze — Riedl hatte in- 
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zwiſchen die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit erworben und war 
im Begriff, nach Oſterreich Überzuſiedeln. Es folgte die Streichung 
des früheren deutſchen Abgeordneten im römiſchen Parlament, 
Dr. Reut⸗Nicoluſſi aus der Rechtsanwaltsliſte. In Itälten kann jeder 
Anwalt von der Anwaltsliſte geſtrichen werden, der eine gegen die 


Intereſſen der Nation gerichtete Tätigkeit entfaltet hat. Einen 


ſolchen Verſtoß gegen die Intereſſen der Nation fah die mit der 
berprüfung der Liſten betraute Königliche Kommiſſion der Rechts ⸗ 
anwälte darin, daß Dr. Reut-Ticoluffi die Verteidigung von zwei 
deutſchen Hilfslehrerinnen übernommen hatte, die angeklagt waren, 
ungeſetzlichen deutſchen Privatunterricht erteilt zu haben. Dr. Reut 
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wandte gegen diefe Begründung ein, daß in Italien für jedes Delikt, 
für das eine beſtimmte Mindeſtſtrafe verhängt werden kann, Un- 
waltszwang beſteht. Die Kommiffion erledigte den Einwand mit 
der Feſtſtellung, daß die faſchiſtiſche Preſſe in der Haltung des 
Dr. Reut bei der Verteidigung feine Italienfeindlichkeit entdeckt 
habe. Das genügte der Kommiſſion, einen eg Mann 
um die Exiſtenz zu bringen. Gegen die beiden jetzigen deutſchen 
Abgeordneten, Baron Sternbach und Dr. Tinzl, werden in der 
faſchiſtiſchen Preſſe, beſonders in den beiden von Giarratana ge- 
leiteten Blättern „Provincia di Bolzano“ und der deutſchgeſchriebe 
nen „Alpenzeitung“ ſchon ſeit längerer Feit heftige Angriffe ge- 
richtet. Man verdächtigt ſie, die Auslandspreſſe mit unwahren 
Nachrichten über die Politik Italiens in Südtirol zu verſorgen, und 
verargt ihnen die Beteiligung an internationalen Organtjationen, 
die ſich mit Fragen des Minderheitenſchutzes befaſſen. Erſt kürzlich 
wieder hat die Teilnahme von Baron Sternbach und Dr. Tinzl an 
der Tagung der Minderheitenkommiſſion des Weltbundes der 
Völkerbündligen in Sofia die faſchiſtiſche Preſſe Bozens zu unver⸗ 
hüllten Drohungen gegen die beiden Abgeordneten veranlaßt. Die 
beiden genannten Blätter fordern übereinſtimmend „die vollſtändige 
Unſchädlichmachung jener Herren, die fogar heute noch in Der- 
tretung der Bevölkerung Südtirols ſprechen und handeln zu können 
glauben“. Außerdem ſprechen fih beide Zeitungen für Anwen- 
dung des Syſtems der Geiſeln aus. Vor etwa 14 Tagen hat die 

räfektur die Schließung des Sekretariates der deutſchen Abgeord⸗ 
neten in Bozen verfügt und gleichzeitig jede Wiedereröffnung an 
irgendeinem anderen Ort verboten. ründet wird diefe Maß⸗ 
nahme damit, daß die Abgeordneten antiſtaatliche Propaganda ges 
trieben und auf dem Sekretariat häufig reichsdeutſche Beſucher 
empfangen hätten. den Abgeordneten wird durch die Schließung 
die Ausübung des ihnen übertragenen Mandats und die Füglung 
mit ihren Wählern faft unmöglich gemacht, da erfahrungsgemäß 
Derfammlungen und Beſprechungen außerhalb des Sekretariats ihnen 
nicht geſtattet werden. 

Der jüngſte Erlaß des Präfekten über den Gebrauch der Staats- 
ſprache bei Schildern, Aufſchriften und dgl. bedeutet in der Praxis 
eine weſentliche Verſchärfung. Zwar ordnete ſchon 1925 ein Dekret 
an, daß ſämtliche Kundmachungen, Anzeigen, Tafeln, Schilder und 
Aufſchriften an öffentlichen oder ſonſt dem Publikum zugänglichen 
Orten ausſchließlich in italieniſcher Sprache abgefaßt ſein müſſen. 
Eine Ausnahme wurde nur für diejenigen Gemeinden gemacht, wo 
in den Schulen noch nicht in allen Klaffen italieniſch unterrichtet 
wird. In diefen Gemeinden durfte dem Text eine deutſche Über- 
ſetzung — in lateiniſchen Lettern — beigefügt werden. Dieſe Vor- 
ſchrift wurde bisher in den einzelnen Gemeinden verſchieden ſtreng 
gehandhabt, Jetzt hat der Präfekt unter Hinweis darauf, daß vom 
1. Oktober ab mit Ausnahme von ſechs Gemeinden in allen Orten 
ausſchließ lich italieniſch unterrichtet werde, die Podeſta — Amts- 
bürgermeiſter; es gibt in Südtirol keine gewählten Gemeindever⸗ 


tretungen mehr — angewieſen, ſtrengſtens darauf zu achten, daß 
mit Friſt bis zum 50. November in ſämtlichen übrigen Gemeinden 
alle deutſchen oder doppelſprachigen Aufſchriften durch rein italie⸗ 
niſche erſetzt werden. Er gibt bis ins einzelne gehende Weiſungen, 
daß nicht etwa nur der deutſche Teil der Aufſchrift entfernt werden 
darf, ſondern die ganze Aufſchrift erneuert werden muß, und er⸗ 
tredt die Vorſchrift auch auf eingeſtickte, eingravierte oder ähnliche 

ſchriftungen auf Geſchirr, Wäſche und ſonſtigem Hausrat in Gaft« 
häufern und Cafés. Für die Erſetzung von Gravierungen und dgl. 
durch rein italieniſche wird lediglich eine Friſt bis zum 30. Novem- 
ber 1929 gewährt. Den doppelſprachigen Gemeinden wird der wohl- 
meinende Rat gegeben, bei Neuanſchaffungen ſchon jetzt für rein 
italieniſche Beſchriftung zu ſorgen, um die Außergebrauchſetzung der 
betreffenden . bei Ablauf der für ſie noch geltenden Friſt 
der Doppelſprachigkeit zu vermeiden. 

weiter noch als die Behörden gehen zum Teil die Syndikate — 
die jetzt auch in der Provinz Bozen eingeführten beruflichen Fwangs⸗ 
organiſationen — mit ihren Sprachvorſchriften. Das Syndikat der 
Arzte und Rechtsanwälte hat für ſeine Mitglieder den ausſchließ⸗ 
lichen Gebrauch des Italieniſchen bei Schildern, Druckſachen uſw. 
angeordnet. Eine Mitteilung des Provinzamtes des Reichsverban⸗ 
des der faſchiſtiſchen Syndikate macht ausdrücklich darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß dieſe Anordnung auch für die ſechs Gemeinden gilt, in 
denen behördlicherſeits noch die Doppelſprachigkeit erlaubt ift, und 
ſpäteſtens bis zum 15. November dieſes Jahres durchzuführen iſt, 
während im übrigen als Friſt ſchon der 50. Oktober geſetzt ift. 
Bezeichnend für die italieniſche Mentalität in nationalitäten⸗ 

pornea Sragen iſt es, daß das in Rom erſcheinende faſchiſtiſche 

latt „L' Impero“ Anfang Oktober die Erfolge der Entnationali⸗ 
ſierungspolitik in Südtirol durch eine Gegenüberſtellung des Fu- 
ſtandes von 1922 und 1922 mit offenſichtlicher Genugtuung in aller 
Öffentlichkeit aufzählt: Damals alle Volksſchulen deutſch, die 
deutſchen höheren Schulen und das Studium an reichsdeutſchen und 
öſterreichiſchen Univerſitäten in Blüte; heute ſind von den faſt 
800 Klaſſen nur noch 35 übrig geblieben, in denen deutſcher Unters 
richt erteilt wird, die deutſchen höheren Schulen geſchloſſen oder 
in der Auflöſung begriffen, das Studium im Bert Ausland 
durch Paßverweigerung unmöglich gemacht. 1922 alle Ortsnamen 
deutſch, 1927 alle italieniſch. 1922 5 daß in Gemeinden 
mit ausſchließlich deutſchem Amtsverkehr im Derfehr mit den Be⸗ 
hörden auch die italieniſche Sprache zuzulaſſen fet; jetzt Geltung des 
bekannten Sprachendekrets von 1925. Und fo geht es noch durch viele 
Punkte weiter. Das Blatt ſchließt mit der Feſtſtellung, daß von 1918 
bis 1922 die Italiener in Südtirol eine Politik der Derföhnung ver ⸗ 
folgt und dabei zum Schaden auch noch den Spott gehabt hätten. Jetzt 
böten die beiden deutſchen Abgeordneten den Italienern eine Politik 
der Derföhnung an; die Antwort des Faſchismus darauf ſei, daß 
deß en einzig und allein in der Anwendung der Geſetze 

ehe. 


Die Organifation der Landgemeinden und ihre Bedeutung. 


Don Amts- und Gemeindevorfteher, Bürgermeiſter gange, Weißwaſſer O. /r. 


Am 11. November findet in Berlin der 4. Preuß iſche 
Landgemeindetag ſtatt. 

Die in Deutſchland organiſatoriſch zuſammengeſchloſſenen großen 
und kleinen Städte, Landgemeinden und Kreife erlangen eine ſtändig 
wachſende Bedeutung in unſerem öffentlichen Leben. Während man 
den kommunalen Spitzenorganiſationen in der Vorkriegszeit eine 
mehr repräſentative und dekorative Bedeutung beimaß, ſind ſie in 
der Nachkriegszeit zu wichtigen Faktoren bei der Geſetzgebung ge⸗ 
worden, die von den geſetzgebenden Mörperſchaften ſowohl wie von 
der Reichs- und Staatsregierung förmlich anerkannt worden find. 
Als jüngfter kommunaler Spitzenverband find die Landgemeinden 
auf den Plan getreten, deren einheitlicher Suſammen ſchluß in 
Preußen am 28. Oktober 1922 erfolgte. Die Schwierigkeiten des 
Fuſammenſchluſſes der Landgemeinden find ungleich größer als die 
aller anderen Spitzenverbände zuſammen. 
Umfaßt doch der Verband der preuß iſchen 
Landgemeinden — mit Ausnahme von 
Rheinland und Weſtfalen — allein 57 000 
Derwaltungseinheiten, von denen 26 000 
bisher organifiert find. Dieſe Jiffer genügt, 
um auf den Umfang und die Größe der 
Verbandsarbeit hinzuweiſen. Schwierigkei 
ten bietet auch die überaus verſchiedene 
Struktur der Landgemeinden ſelbſt. Gehören 
doch dazu Fwerggemeinden ſowohl wie große 
eg „ =. 
m ihren wirtſcha en Bedeutungen no 
in ihrem Außeren einen Unterſchied zwiſchen 
Stadt- und Landgemeinden erkennen laffen: 


Landungsbrücke in Ahlbeck 


Dieſe Wefensverfchiedenheit hat man früher vielfach für unüberwindlich 
gehalten und einen Fuſammenſchluß in einem einzigen Verbande für 
unmöglich erklärt. In der Tat ſind die Schwierigkeiten jedoch be⸗ 
ſeitigt worden und das nun fünf Jahre währende Zuſammen⸗ 
arbeiten hat den Beweis dafür erbracht, daß Gegenſätzlichkeiten in 
der Verfolgung der gemeinſamen Ziele und Aufgaben nicht hervor ⸗ 
getreten find, Die Eingemeindung bringt dem Derband der Sand- 
gemeinden dauernd Verluſte. Dieſe waren beſonders groß bei den 
Eingemeindungen der Vororte Berlins, den Umgemeindungen in 
Oberſchleſien ſowie in Weſtfalen und Rheinland. Der verbliebene 
Teil ift indeſſen ſtark genug, um fih durchzuſetzen und feine Mit- 
glieder in allen Akten der kommunalen Geſetzgebung mit Nach⸗ 
druck zu vertreten. į . 
Der „Verband der preußiſchen Landgemein- 
den E. D.“ mit feinen 26 000 Verwaltungs- 
einheiten umfaßt die ſämtlichen preußifchen 
Provinzen mit Ausnahme von Rheinland 
und weſtfalen, die fih wegen der Verſchie⸗ 
denheit der Gemeindeverfaflung zu einem 
beſonderen kommunalen Spitzenverbande in 
dem „Kandgemeindetag Weft” zuſammen⸗ 
a ie haben. Jede Provinz bildet für 
ich einen Provinzialverband, der fih mehr 
der örtlichen Angelegenheiten und der Ders 
tretung feiner Mitglieder bei den Bezirks ⸗ 
regierungen und OGberpräſidien annimmt. 
Mit dem Verbande der 2 Land⸗ 
gemeinden ſtehen feit drei Jahren in Arbeits ⸗ 
gemeinſchaft der Thüringer Langemeindetag, 
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der Bund der 
Anhaltifchen 
Landgemein⸗ 
den und der 
Verband der 
Waldeckſchen 
Laudgemein⸗ 
den. 

Alle Lan- 
desverbände 
aber zuſam⸗ 
men ſowie die 
der Länder Sachſen, Bayern, Württemberg, Baden und 
Heffen find zuſammengeſchloſſen in dem „Deutſchen Land- 
gemeindetag“, der fih die Vertretung der Land- 
gemeinden bei der Reichsgeſetzgebung zur Aufgabe ges 
macht hat. 

Wir leben im Zeitalter ſtärkſter wirtſchaftlicher Konzentration 
und Rationalifierung. Allein diefe Erkenntnis macht es zur ge- 
bieteriſchen Notwendigkeit, in der Organiſationsarbeit fortzufahren; 
bis auch die letzte Landgemeinde und der letzte Gutsbezirk Mitglieder 
des Verbandes der preußſchen Landgemeinden geworden ſind. 2 

Was wir erſtreben, iſt die Erhaltung der Selbſt⸗ 
verwaltung als der billigſten, iſt die Anerkennung als 
gleichberechtigte Derwaltungseinheit. Wenn früher 
Geſetzgebung und Verwaltung die Land gemeinden gern als minde- 
ren Rechts anſahen, ſo iſt zu unſerer 
Freude bei den höchſten Regierungs⸗ 
ſtellen hierin eine Wendung ein- 
getreten. Dankbar gedenke ich der 
Worte des Herrn Reichsinnenminifters 
Dr. Külz auf unſerer November- 
tagung 1926, wo er erklärte, daß es 
für ihn große und kleine Gemeinden 
nicht gebe, ſondern einfach nur Ge⸗ 
meinden. Tatſächlich hat die Reihs- 
ſtatiſtik bisher Unterſchiede zwiſchen 
Stadt- und Landgemeinden in politi- 
iher Hinſicht nicht gemacht. Sie 
unterſcheidet einfach zwiſchen Gemein- 
den unter und über 2000 Ein- 
wohnern. In dieſen Statiſtiken 
läßt ſich auch nachprüfen, daß die 


Landgemeinden et⸗ 
wa über die Hälfte 
aller Einwohner 
des Deutſchen Reichs 
repräſentieren. In 
Stadt- und Land; 
gemeinden gibt es 
in der gleichen Weiſe 
große Beſitze und 
wirtſchaftliche Be⸗ 
triebe (Wald, Wein- 
berge, Güter, Jie- 
geleien, Elektrizi⸗ 
täts⸗, Gas- und 
Waſſerwerke, Kana- 
liſation, Müllabfuhr, 
Straßenreinigung, Straßenbahnen, Theater, Sparkaſſen und Banken). 
Und, wenn ich an die bekannteſten Kur- und Badeorte denke, z. B. die 
Seebäder wie Misdroy, Ahlbeck, Finnowitz, Heringsdorf, Cranz, Binz, 
Saßnitz an der Oſtſee, Norderney und Borkum an der Nordſee, ferner 
die Binnenkurorte Schreiberhau, Altheide, Flinsberg, Warmbrunn, 
Ober⸗Salzbrunn, Suderode, Neuenahr, Godesberg, Soden im Taunus 
uſw., jo reihe ich nicht nur eine Perlenſchnur landſchaftlicher Schön⸗ 
heiten Deutſchlands auf, ſondern weiſe auch auf die hervorragende 
wirtſchaftliche Bedeutung dieſer Landgemeinden als Kurorte für 
unſer deutſches Volk hin. Unſere Induſtrie⸗Landgemeinden aber 
übertreffen an ökonomiſcher Bedeu- 
tung zahlreiche deutſche Städte. 

Daß unſere Landgemeinden für 
das Wachstum der Großſtädte ein un⸗ 
entbehrliches und unerſchöpfliches 
Becken bilden, iſt bekannt. Dieſer Be⸗ 
deutung entſprechend will der Verband 
anerkannt werden. Er will nicht länger 
bloßes Objekt der Geſetzgebung ſein. 
Dieſes Streben verfolgt aber der Der- 
band nicht um ſeiner ſelbſt willen, ſon⸗ 
dern er iſt durchdrungen davon, daß 
es notwendig iſt zur Herbeiführung 
einer geſunden wirtſchaftlichen und 
politiſchen Entwicklung unſeres jungen 
republikaniſchen Staatsweſens, dem er 
dienen will. 


Die ſozialen | Funktionen des Gutsbezirks. 


Don Rittergutsbeſitzer v. Bismard-Kniephof. 


Das oſtdeutſche Gutsdorf, fo, wie es als regelmäßige 
Lebensform des landwirtſchaftlichen Großbetriebes in den Ländern 
öſtlich der Elbe beſteht, umfaßt alle in einer Gutswirtſchaft Tätigen 
ſamt ihren Familien. In der am weiteſten verbreiteten typifchen 
Ausprägung ſtellt es eine außergewöhnlich geſchloſſene Wirtſchafts⸗ 
und Lebenseinheit dar: alle Gutsarbeiter wohnen in Gutshäuſern, 
und empfangen neben dieſer Benutzung von Daus und Garten, von 
weide, Winterfutter und Stallung für ihr Vieh, auch den größten 
Teil der ſonſtigen Lebensbedürfniſſe direkt und in natura vom Gute: 
Kartoffeln, Brot- und Futterkorn; Benutzung von Backofen und 
anderen Gutsmitteln; Feuerung, Arzt, Apotheke und Krankenpflege; 
kurzum ungefähr alles bis auf 
die Kleidung; auch von dieſer 
beſteht noch ein Teil aus dem 
ſelbſtgebauten und weiterverarbei⸗ 
teten Flachs, ſowie aus ſelbſt⸗ 
geſchorener und geſponnener 
Wolle; der Reſt wird gedeckt zum 
kleinen Teil aus den unbedeuten⸗ 
den baren Löhnen, zum größeren 
Teil aus dem Verkauf eigener 
Wirtſchaftserzeugniſſek). Schon 
dieſe äußeren Daten kennzeichnen 
die weitreichende innere Zufam- 
mengehörigkeit des Gutsdorfes. 
Aber man würde die Lage nur 


) Einen Anhalt für den -Umfang 
dieſer Eigenwirtſchaft mag die Tatſache 
geben, daß nach den anitlichen Vieh- 
zählungen im Durchſchnitt der Jahre 

0/25 von dem und von der Gutsfläche 
lebenden Viehbeſtand Arbeitereigentum 
waren: von Schafen 11%, von Milch- 
kühen 41%, von Schweinen 859% und von 
Geflügel 95%. 
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unvollkommen ermeſſen ohne die Erkenntnis, daß dieſe Tatſachen 
aus anderen als nur äußerlich⸗realen Wurzeln ſich entwickelt haben 
und daß anderes als nur dieje äußeren Tatſachen das für die Ge- 
ſamtſituation Entſcheidende ausmacht. Wo, wie in Hinterpommern, 
regelmäßig der Gutsbezirk mit einer bäuerlichen Gemeinde in einem 
Dorfe zuſammenliegt, bietet fih natürlich oft die Möglichkeit füt 
Arbeiterfamilien, in der Gemeinde zur Miete zu wohnen und auf 
dem Gute zu arbeiten. Für die Gutsleitung iſt dieſe Löſung die be- 
quemere; es iſt aber der Arbeiter, der regelmäßig aus dieſem 
Verhältnis in das des vollen Gutseingeſeſſenen hinüberſtrebt. 

Um dieſen wirtſchaftlichen und ſeeliſchen Kompler 
ſpannt ſich, gewiſſermaßen als 
eine ſelbſtverſtändliche Neben ⸗ 
folge, der öffentlich ⸗ rechtliche 
Rahmen des Gutsbezirks. Die 
ſozialen Funktionen dieſes ein» 
fachſten kommunalrechtlichen Der- 
bandes übertreffen entſprechend 
dieſer engen Lebenszuſammenge⸗ 
hörigkeit an Intenſität natür- 
licherweiſe weit alles, was andere 
kommunale Einheiten an ſozialer 
Fürſorge erſtreben und vermögen. 
Aber ſie überſteigen es auch an 
Extenſität: denn die Fahl der 
Hilfsbedürftigen (d. h. nicht 
öffentlich, ſondern phyſiſch 
Hilfsbedürftigen) ift in den Guts- 
bezirken aus natürlichen Grün- 
den durchweg viel größer als in 
der Stadt; auch größer als in 
bäuerlichen Landgemeinden — 
dies vor allem wegen der größe 
ren Kinderzahl der Landarbeiter 
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gegenüber den Bauern. In Kniephof z. B. macht der Anteil der Ge⸗ 
ſamtbevölkerung in den Altersſtufen unter 15 und über 60 Jahren zu⸗ 
ſammengenommen 42 v. 5. der Geſamtbevölkerung des Guts- 
bezirkes aus. 75 
Die Befonderheit der ſozialen Fürſorge dieſer politiſchen 
Gemeinde beſteht nun darin, daß in den Akten des Guts vorſtehers 
kaum etwas davon zu bemerken iſt. Ja man kann ſagen, daß die 
ſozialen Funktionen in dieſen Akten um ſo geringeren Raum ein · 
nehmen, je intenſiver fie beftehen, und je erfolgreicher fie find. Denn 
der Gutsvorſteher als folder, als Träger des Geſchäftsverkehrs mit 
behördlichen Stellen, tritt in der Regel erft dann in Funktion, wenn 
die Bemühungen des Gutsheren in feiner Eigenſchaft als Betriebs ⸗ 
leiter und als derjenige, an den fih die Leute bei allen Schwierig ⸗ 
keiten in erſter Linie halten, irgendwie das Jiel feiner ordnenden 
und fürſorgenden Tätigkeit nicht erreichen; und ſie nehmen regel⸗ 
mäßig einen größeren Raum nur ein in beſonderen Fällen, wo z. B. 
eine „Herrſchaft“ im Sinne der Gutsleute nicht vorhanden ift, wie 
wir das vor allem in den Nachkriegsjahren, beim Ankauf von Gütern 
durch Kriegsgewinnler, bisweilen erlebt haben. Das herrſchende Ders 
hältnis zwiſchen Gutsleuten und Beſitzer, ſonderlich in den Gegen⸗ 
den, wo die allgemeine Atmoſphäre beſtimmt wird durch Güter, die 
ſich ſeit Jahrhunderten in einer Hand befinden, ſetzt von beiden 
Seiten als Fiel und Verpflichtung mit Selbſtverſtändlichkeit voraus, 
daß Ortsarme, im Sinne deſſen, was die Stadt und auch die bäuer⸗ 
lichen Gemeinden darunter verftehen, überhaupt nicht vorhanden 
find, Das Zufammenlaufen der Fäden der Gefundheitspflege, der 
Wohnungszuweiſung, der Arbeitseinteilung und der Wortführung 
gegenüber Behörden, in der Hand des Gutsheren, ſichert ja dieſem 
kommunalen Gebilde eine einzigartige Elaftizität, die noch verſtärkt 


wird durch die beſonderen Möglichkeiten der Landwirtſchaft an Ver⸗ 


wertung der Arbeitsleiſtung körperlich nicht vollwertiger Perſonen; 


die feit je beſtehende Eigenſchaft des Arbeitsvertrages als Jahres- 
vertrag für eine Familie, verbunden mit der herkömmlichen Konſtanz 
dieſes Derhältnifjes über ganz lange Zeiträume, vielfach über Gene- 
tionen, geben eine ganz andere Einſtellung zu den Fällen, wo durch 
koſtſpielige Operationen, durch längere Kuren, oder durch beſondere 
Dispenſe und Dergünftigungen, etwa die Geſundheit einer Mutter 
als unerſetzlichſtes Gut einer Familie wiedergewonnen werden kann. 
Die Zwangsverſicherung der arbeitenden Familienmitglieder, die die 
Reichsverſicherungsordnung 1911 brachte, koſtet zwar ſehr viel Papier 
und ſehr viel Geld; ſie hat aber das Leben nicht verändert: den 
freien Arzt (und meiſt auch die freie Apotheke) hatten hierzulande 
alle Gutsleute genau fo vordem, und der größte Anteil davon ent- 
fällt naturgemäß auf die Kinder und alten Leute, deren Derforgung 
Sache des Gutsheren geblieben ift. Bei allen dieſen funt- 
tionen ſteht zwar die Eigenſchaft des Gutsherrn als Guts- 
vorſteher im Hintergrund, aber doch nur als Keſerve, die ſehr 
ſelten einmal eingeſetzt wird. Erſt in unglücklichen Ausnahmefällen, 
3. B. wo eine im Zerwürfnis geſchiedene Familie ein hilfslofes 
Weſen zurückgelaſſen hat, entſteht für dieſes bedauernswerte Weſen, 
wenn auch keine Not um die ſichere warme Wohnung und das täg⸗ 
liche Brot, fo doch ein Zuftand, der die Merkmale der Ortsarmut an 
5 trägt. Eins freilich iſt unerläßliche Forderung, damit dieſer Zu- 
tand gedeihlich fei: daß das Gefühl für die Verantwortung, die dieſer 
Ordnung entſpricht, nicht nur in voller Breite erhalten und vertieft, 
ſondern auch durch gegenſeitige Selbſterziehung des Standes auf alle 
ſeine Glieder ausgedehnt und ſichergeſtellt wird, wie das übrigens in 
wachſendem Maße geſchieht. 


Hermann Muthesius t. 


Von Dr. Theodor Heuß. 


Einem banalen Stra- 
ßenunfall ift ein Leben zum 
Opfer geworden, das auf 
die deutſche Geiſtesgeſchichte 
dieſer letzten Jahrzehnte 
eine nicht wegzudenkende, 
wenn auch ſtille Wirkung 
ausgeübt hat. 

In Hermann Muthe- 
ſius vereinigten ſich Künſt⸗ 
lertum und Lehrberuf, Der- 
waltungsbeamter und päda- 
gogiſcher Publiziſt. Durch 
ein paar Jahrzehnte verfah 
er im preußiſchen Handelsminiſterium das Referat der Kunſtgewerbe⸗ 
ſchulen und der Baugewerkſchulen — kaum jemand hat in den Fragen 
der Lehrplangeſtaltung und der glücklichen söſungen der Perfonal- 
entſcheidungen einen fo ſtarken Einfluß ausgeübt wie er. Dor wenigen 
Monaten hat er dieſen Platz en die Altersgrenze der 65 Jahre 
war erreicht — es wird für jeden Nachfolger 
ſchwer jein, dieſem Amt die Autorität zu 
wahren, die es durch ſeinen eigentlichen Be⸗ 
gründer erhalten hatte. 

Denn ſo pflichtvoll und peinlich dieſer 
durch ein ethiſches Puritanertum im Letzten 
beſtimmte Mann die Amtsgeſchäfte nahm, er 
war nicht auf die bürokratiſche Funktion be⸗ 
grenzt, ſondern blieb in der lebendigſten Aus- 
einanderſetzung mit dem Strom der geiſtigen 
und künſtleriſchen Entwicklung. Nicht bloß als 
Architekt, der in einer großen Anzahl von 
Landhäuſern auf die Entfaltung eines Types 
groß bürgerlicher Wohnkultur ſehr beſtimmend 
eingewirkt hat, engliſche Anregungen fruchtbar 
und beſinnlich abwandelnd, nicht nur in einer 
Anzahl von Induſtriebauten, die den Charakter 185 
der baren Zweckanlage einem leicht klaſſifizierenden Formprinzip 
unterwerfen wollen. Als Dozent an der Berliner Handelshochſchule 
weckte er bei einem jungen Geſchlecht Sinn und Derantwortungsgefühl 
für die ſoziale und äſthetiſche Seite der gewerblichen Produktion. Den 
breiteſten Kreis erfaßte er mit feiner ſchriftſtelleriſchen seiſtung. Hatte 
dieſe in ihrem Beginn einen vorzugsweiſe wiſſenſchaftlichen und hiſto⸗ 
riſch klärenden Charakter, etwa in der Neuland der Erkenntnis er⸗ 
ſchließenden Behandlung der baukünſtleriſchen Entwicklung Englands, 
ſo wurde ſie ſpäter propagandiſtiſch und ſchließ lich pädagogiſch: in der 
Nachbarſchaft von Ferdinand Avenarius und Friedrich Naumann 
ſtehend, weckte er den breiten Sinn für Erfaſſung der Formfragen im 


architektoniſchen und gewerblichen Schaffen — wenn nicht unmittel« 
bar auf die Architektenſchaft ſelber wirkend, fo doch dem Verſtändnis 
für ihre Arbeit den Boden ebnend. Seine Publikationen über Landhaus 
und Garten und ähnliche Schriften fanden ſtarke Verbreitung; kaum 
ein anderer Publiziſt hat durch die konkrete Art der Sachbehandlung 
fo lebhaft eingewirkt, die Verantwortung der Bauenden einer tradi- 
tionellen Läſſigkeit zu entreißen. 

Es ſind jetzt zwanzig Jahre her, daß ſein reformierendes Wirken 
im Aufbau des kunſtgewerblichen Erziehungsweſens und ſeine, wenn 
auch immer ſachliche, ſo doch unbefangene Uritik des kunſtgewerblichen 
Durchſchnittsbetriebs ihm öffentliche Anfeindung brachte und etwas 
wie einen „Fall Mutheſius“ ſchuf. Dem kunſtgewerblichen „Fach⸗ 
verband“ in feiner damaligen Zuſammenſetzung war es unbequem, 
durch einen Mahner von jo ſteter Konſequenz in der Idylle der Selbſt⸗ 
gewißheit geſtört zu werden, und er glaubte, Mutkefius in feiner 
Eigenſchaft als Beamten treffen zu können. Der Schuß ging aber 
nach hinten los; dieſer Verſuch, einen Mann, der fein Mandat zur 
öffentlichen Stellungnahme nicht von einem Amt, ſondern von 
Wiſſen, Können und Geſinnung bezog, mundtot zu machen, wurde der 
entſcheidende Anſtoß zur Gründung des 
„Deutſchen Werkbundes“. Mutheſius war 
jahrlang einer feiner Dorſitzenden, und in 
der Auseinanderſetzung um feine geiſtige Hal- 
tung ſpielte ſich ein gut Teil der klärenden 
Kämpfe ab, die den Weg der deutſchen Form 
in dieſen beiden Jahrzehnten begleitet haben. 

Es iſt perſönlich und ſachlich nicht ohne 
Reiz, an die große Kedeſchlacht zu erinnern, 
die im Jahre 1914, im Anſchluß an ein Referat 
von Muthefius, auf der Kölner Werkbund⸗ 
tagung ſich abſpielte. Mutheſius hatte damals 
von der Notwendigkeit einer „Typiſierung“ 
im Bauweſen und in der gewerblichen 
Produktion geſprochen, und war auf den 
heftigen Widerſtand der jungen Archi⸗ 
teften geſtoßen, die glaubten, er wolle 
die individualiſtiſche Schöpferkraft einem „Kanon“ unter- 
werfen. Die Jahre gingen, Krieg und Verarmung und dann 
Neuaufnahme der Diskuſſion, die ſich jenes Kölner Tages kaum mehr 
erinnerte. Was aber hatte ſich vollzogen. Eine völlige Wendung 
der Schlachtfronten, und gerade das führende Geſchlecht der Bau- 
meiſter in mittleren Jahren, die damals in „Gppoſition“ ſtanden, hat 
den gedanklichen Rationalismus von Mutheſius noch ſyſtematiſiert. 

Er ſah dieſe Wandlung wohl, aber er hatte ſich in den letzten 
Jahren aus der intenſiven Debatte zurückgezogen, wohl fehend, daß 
bereits eine neue Romantik im Anmarſch war. Mit der fih ab- 
zufinden oder herumzuſchlagen, mochte die Aufgabe anderer ſein. 
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